
Flugschriften der badischen Revolution von 1848/49. 
Ihre Funktion in der Revolutionsöffentlichkeit und ihre inhaltlich-thematischen 

Bezüge, dargestellt an der Sammlung Cajetan Jägers 1 

(Teil II) 

Von 
CHR1STOPH M A ASSE 

4. Thematische und inhaltliche Schwerpunkte der Flugschriften 
4.1. Soziale und gesellschaftliche Fragen 

Während der Revolution von 1848/49 wurde die o genannte soziale Frage heftig diskutiert. 
Ein Grund für diese Di ku ion war, da s große Teile der Bevölkerung aufgrund wirt chaft-
licher Kri en und steuerlicher La ten verarmt waren, was die Kluft zwi chen Arm und Reich 
vergrößerte. Nicht nur der vierte Stand ondern auch weite Teile der übrigen Bevölkerung wa-
ren wegen unerfüllter Versprechungen, tecken gebliebener Reformen und der zögernden Be-
seitigung feudaler Relikte unzufrieden. Diese Situation führte zu sozialen Spannungen zwi-
schen den Besitzenden und den Nichtbesitzenden und gefährdete die Stabilität der deut chen 
Gesellschaft.2 Das sozialrevolutionäre Potential bildete deshalb ein tragendes Element der 
l 848/49er-Revolution, da von den Protagonisten der Revolution durch gezielte Agitationen 
nutzbar gemacht wurde. 

4.1.1. Die ideologische Spaltung 
des liberalen und radikalen Lagers in der sozialen Frage 

In der letzten Phase de Vormärze spaltete sich die politi ehe Oppo ition Baden wegen der 
wirt chaftlichen Kri e und der er ten Anzeichen einer Sozialbewegung des vierten Standes in 
ein liberales und ein radikale Lager. Das liberale Bürgertum, welches bis zu jenem Zeitpunkt 
politisch tonangebend gewesen war, wurde durch die al drohend empfundene soziale Frage 
in die Defensive gedrängt. 

Die Radikalen der badi chen Oppo ition hingegen betrachteten ge ellschaftliche Reform-
vor tellungen al ein wichtiges Element ihres politischen Denken und unterschieden ich von 
den gemäßigten Liberalen nicht nur durch ihre Bereitschaft zu politisch radikalen Maßnahmen, 
sondern auch durch ihre sozialradikalen Ziel etzungen .3 Sie waren eine konsequente Weiter-
entwicklung des badi chen Radikalismu und brachten de en politisches Ziel und dessen ge-
sellschaftlichen Inhalt auf einen gemein amen Nenner.4 

1 Gekürzte Fassung der im Fach Allgemeine Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit an der Philosophisch-
Hi torischen Fakultät der Universität Basel im August 2000 eingereichten Lizentiat arbeit. Der er te Teil der Ar-
beit er chien im Schau-ins-Land 123, 2004, S. 59-88. 

2 A E-KATRIN HE KEL: Zeit für neue Ideen. Flugschriften, Flugblätter, Bilder und Karikaturen - Propaganda im 
Spiegel der Revolution von J 848/49. Katalog zur Aus tellung der Staat bibliothek zu Berlin-Preußi scher Kul-
turbe itz und der Nieder ächsischen Landesbibliothek Hannover. Berlin 1998, S. 130 ff. 

3 Struve nannte sich beispielsweise selbst „sozialradikal" und Hecker bezeichnete ich am 5. März 1848 öffent-
lich al einen „Social-Demokraten". 

4 NORBERT DEUCHERT: Vom Hambacher Fe t zur badi chen Revolution. Politi ehe Pre e und Anfänge deut eher 
Demokratie 1832-1848/49. Stuttgart 1983, S. 221 ff. 
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Au gang punkt der radikalen Kritik war die Ungleichheit der Verteilung de gei tigen und 
materiellen Be itztums in der Ge ellschaft. Das Recht der freien Konkurrenz als liberales 
Grundkonzept gegen alle sozialen und ge ell chaftlichen Missstände, o kritisierten die Radi-
kalen, sei zum schwersten Unrecht umgeschlagen, weil es die Millionen, im Gegensatz zu den 
wenigen Begünstigten, an Händen und Füßen gebunden habe.5 Gleichzeitig wandten sich die 
Radikalen vom kommunisti chen Gedankengut ab, wie e von den communistischen Doktri-
nären Marx, Engels und Hess vertreten wurde, und verteidigten gegenüber dem frühen Sozia-
lismus individuelle Freiheit und Selb tentfaltung, welche die Grundwerte des Liberalismus bil-
deten .6 Dabei durften Freiheit und Selbstentfaltung kein Privileg des Bürgertum sein, sondern 
mu ten auch für die Unterschichten gelten und prakti eh erreichbar sein. Die Radikalen ver-
traten gemäß Gottlieb Christian Abt7 nicht Privilegien, ondem allgemeine menschliche Inter-
essen, nicht Vorteile einzelner Klassen, ondem das Wohl des Ganzen. Die Vorstellung eines 
mit der Wahrnehmung der wirklichen Volksinteressen begründeten Rechtes auf Herrschaft kol-
lidierte mit dem liberalen Führungsanspruch den Kla senintere sen de Bürgertum , weil 
ie eine tief greifende Umwandlung der Gesell chaft - und Besitzordnung zugun ten der we-

niger Be itzenden und Besitzlosen bedingte. Die Forderung nach Einführung einer sozialen 
Republik und ihre Resonanz bei den Angesprochenen wurde vom Bürgertum als Bedrohung 
des Besitzstandes angesehen und dementsprechend bekämpft.8 

4.1.2. Kritik an den herr chenden Zu tänden und Forderungen 
nach steuerlicher Verbesserung 

Die oziale Frage und die negativen Au wirkungen des Pauperi mus waren auch ein Thema in 
den radikalen F1ugschriften der 48/49er-Revolution. Beispiel wei e wurde der Gegen atz von 
Arm und Reich beschrieben, und die politische und ge eil chaftliche Struktur für die wirt-
schaftliche Lage verantwortlich gemacht: 

Wie ein Wüstenthier stürzt sich der hohläugige knochige Gesell, der Hunger, über die deutschen Länder 
und ergreift seine Beute. Greift er die f etten, nein, dieses Raubthier hat ei11 anderes Gelüste, als die übri-
gen; es sucht nur magere Beute. - Wen frisst es 11icht? Diejenigen die es gesandt haben. Wer sind die, 
welche den Hunger sende11, selbst aber ihn nicht kennen ? Es sind diej enigen, die zuviel Gewalt haben! 
thun können, was sie wollen, oder zuviel Gold haben! kaufen können, was sie wollen, vor allem aber die-
jenigen, die beides zugleich haben. Diese schaffen den Hunger, sie selbst aber hungern nicht. Sie ge-
brauchen den Hunger als Jagdhund, um das Volk wie ein Wild vor die Flinten ihrer Henker zu treiben und 
es zu ihrem Verg11ügen erlegen zu La sen. 9 

Im zitierten Flugblatt wird die Obrigkeit für die soziale Lage eine großen Teils der Bevölke-
rung verantwortlich gemacht. Es beschreibt deren mangelnde soziale Verantwortung mit tar-
ken, ymbolhaltigen Bildern. Die Kritik am Adel bezog sich im Besonderen auf des en Steuer-
politik und des en Pfründe, z.B. Jagdrecht oder Ämterkauf welche er auf Ko ten der abhän-
gigen Unter chichten owie des Bürgertums bewahren konnte: 

Ihr [ die Fürsten] sollt nicht stehlen - nicht durch übertriebene Steuern und Verschwendung be anders an 
Pensionen und Militärgehalte unser Geld an euch bringen, sondern unser Handel und Gewerbe beför-
dern, uns zu Nahrung und Wohlstand verhelfen. 10 

5 WILHELM SCHULZ: Communismu . In: Staats-Lexicon oder EnzykJopädie der Staatswissenschaften. Bd. 3. Hg. 
von CARL vo ROTIECK und CARL THEODOR WELCKER. Altona 1846, s. 292 f. 

6 SCH LZ (wie Anm. 5), S. 339. 
7 Gottlieb Chri tian Abt gehörte zu den maßgebenden Theoretikern der frühen Demokratie und tand den Mann-

heimer Radikalen um Johann Peter Grohe, dem Herausgeber der „Mannheimer Abendzeitung", nahe. Abt ver-
fasste zudem mehrere Beiträge für das Staatslexikon von Rotteck und Welcker, DEUCHERT (wie Anm. 4), S. 224. 

8 DEUCHERT (wie Anm. 4), S. 224. 
9 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 1. 

10 Ebd ., Blatt 23a. 
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Wir haben uns die ärgerliche Mühe genommen, nach einem genealogischen Kalender die Zahl der fürst-
lichen MiifJiggänger beiderlei Geschlechtes auf-;,u-;,eichnen, welche das deutsche Volk füttert und anbetet, 
um sich von ihnen mit hohen, höchsten und allerhöchsten Fußtritten begnadigen zu lassen ... 

Betrachtet man die Millionen, die allein in Berlin, Wien, München, Hannover u. s. w. so ungeniert ver-
schleudert werden, wie unser einer etwa das Geld für eine Cigarre oder ein Glas Bier ausgibt, so wird 
man nicht übertreiben, wenn man auf jeden der genannten 34 „Staaten " durchschnittlich mindestens 
2 Millionen annimmt, so daß sich also für die nationale Fürstenfütterung und Anbetung eine jährliche 
Summe von 70 Millionen Thal er ergäbe. t t 

Auch in die en beiden Textau schnitten zeigt ich der Gegen atz zwi chen den reichen Stan-
desherren die sich auf Ko ten der Bevölkerung bereicherten, und dem au gesogenen Volk 
welche unter der Steuerla t de Für tenstaates zu leiden hatte. Eine Forderung der Revolution 
war e de halb, die Abgabenlasten abzu chaffen und durch eine gerechte Be teuerung nach 
dem Einkommen zu er etzen, um eine freie und ozial gerechte Ge eil chaft zu bilden. 12 

Bezüglich der teuerlichen Belastung tauchte immer wieder da Argument auf, dass 34 Fürs-
ten zuviel seien, und eine Republik billiger komme. So teilte da Flugblatt 34 Fürsten oder 
eine Republik die rhetori ehe Frage: Können wir frei werden und einig und regiert unter 34 
Fürsten ? Die Antwort auf die Frage lautete nach längerer Argumentation und Darlegung der 
Gründe: Fort mit den Fürsten und ihrem Anhang; wir wollen uns selbst regieren, einig und 
wohlfeil. Es lebe die Republik! (Abb. l) .13 Die Einführung der Republik wurde al o als Lösung 
der ozialen Frage betrachtet. Zudem glaubte man, mit dieser republikani chen Regierungs-
form die staatlichen Ausgaben verringern zu können. 

Bei der Ausrufung der Republik im September 1848 versuchte Struve, die steuerliche Be-
Ja tung für den Einzelnen zu senken. Unter dem Titel Deutsche Republik! Wohlstand, Bildung, 
Freiheit für Alle! gab er in einem Flugblatt die Maßnahmen bekannt, welche die provisorische 
Regierung Deutschlands getroffen hatte: 

Sämtliche auf dem Grund und Boden haftende mittelalterliche Lasten, so wie sämtliche mittelalterliche 
persönliche Dienste, Zehnten, Giilten, Frohnten, und welchen Namen sie sonst tragen, sind ohne alle Ent-
schädigung sofort abgeschafft. Alle Ablösungsschuldigkeiten f ür solche Lasten werden ebenfalls abge-
schafft. 14 

eben seiner informativen Funktion hatte das Flugblatt tarken programmati chen Charakter 
der ich bereits im Titel äußerte, indem Deutsche Republik mit den Worten Wohlstand, Bildung 
und Freiheit für Alle gleichge etzt wurde. Zugleich propagierte die e Flugblatt der provi ori-
chen Regierung eine Republik für ganz Deut chland. Dadurch wurde die Verfügung dass alle 

überkommenen Lasten zu be eitigen seien zur Propaganda, welche dem Leser die Vorteile der 
Republik chmackhaft machen ollte. 

4. l .3. Forderungen nach wirt chaftsfördernden und 
ge e11schafts trukturellen Maßnahmen 

Die Strukturkrise, welche durch den Übergang zur kapitalistischen Markt- und Industriege-
sell chaft ausgelöst wurde, musste durch grundlegende Reformen und eine Neuordnung von 
Wirtschaft und Ge eil chaft aufgehoben werden. Dafür wurden ge etzliche Maßnahmen ge-
fordert die regulierend auf die Wirtschaft - und Ge ellschafts truktur einwirken sollten, wie 
etwa der Schutz der Gewerbthätigkeit durch eine Gewerbeordnung, welche den ehrlichen und 
fleißigen Arbeitsmann gegen die Wucht des Capitals wie gegen maßlose Concurrenz deckt, und 
ihm seinen Lebensunterhalt sichert, oder aber die Möglichkeit der Auswanderung auf Staats-

11 Ebd., Blatt 22. 
12 Ebd ., Blatt 27. 
13 Ebd., Blatt 19. 
t4 Ebd., Blatt 142. 
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34 ~itrften ober 
, 
lU( ~eoußUf ? 

7'ie 3rdqe iil fe~t einfa~ : Jonnen n,ir · ·re i n,ttbett unb c 111 i g mt 
r e q i et t unter 314 3tirilett ? 

o~ l feil 

!Die (!i\11Uiilrn bcr ~iir1len, Ne *Nullgen btr rin0rn untl 'l,1rin5cmnncn , Ne 1111ge rnr, row,. 
h1rlt11l, bau .f,>cer uon mcamtcn, bic IDlaffcn uon rntionar~ , blc tbeucrn rotiniftrr , bie tijeucrn unb 
nn~rofm (.l3efllnbten, bic ~menge uon öffentfüf]rn u b ßt~timrn 'l,1oft0dbm1crn, bic etiiortt, ic 9lot~-
menbigfdt bcr alerf orgung uon .f,>crrenburen, litt IDlct19c uon m>ädJtmt u6er bd inbtrcftt 9tbgcibtu• 
fl(lcm, aac;j n,r d biinßt (tn bcr C!rbllrtuno btr mon11rd)ifcf]cn 9ttgicrung~form. rol e br er e u n b er t 
gn i U i o n en @ u lb en iucrllm ~icburd) ;ii~rfüb uerfct,Cttnoeu. ~ie f11fr ber *bgabm ttbriicftihl& 
$olf; dn gcbrücfteß mou ober ill n1c frei! Unb wenn feine ~u~rer glauben , bu 
molf f i &ufriebm mit bcn fd)ö11en 9icbcn , 1vctcr,c jie fdt ~abrtn e~nltcn; wenn I gfaubrn 
t6 ra tt( ftd) ~etttc, ba man aUc6 erlangen fa 1, no~ rnnoer uertröilm uab ~tn~altc , fo ~irb 
t~ fid) 11Cb cigrn , bafi ße 1icfJ irren , u11 1' , ba~ $olt ~et, t>on bttt 6is~crigm ~jti rern trennt 
unb 4 "i_ tllC ~" t nbd 1 ,t ' '" t Hll, 1 0 rb fidJ ltltittr » t dt n nl> 
4Uge . ht 1i,nbcn. $olf mtrb atf o auf btcfc ®dfc bie li in i a ft i t crlangtn. - 01' 
bic ijübrer beute ba& 9tätMd lHtn , tuic ~au alolf mir feinen ~ürncn n, o C feil r c g, r t n>crbrn 
tönnc , n,oum n,ir fe~ut; tuir lt){jfen aber &um morau~ , baü bid u n m b g l i cf) ijl. ir 1ucr rn 
unttr bcr bi&btrigrn ijiirftenberrfct,aft alfo Wt er frei , nod) einig, nod) n,o~lfeH rtgiur 
fein, unb 4((c @unfcf}c bd molfd 1erfidcn fomit in 9i i dJ t r. arum i\olf mabnc bth1 , ffti~rer 
un1l~c1ft : rolutb 1111b ~ntfd}foffcnl)cit iu ei rn obtr b'1 nbl, fe((,11. 

®tarn ie ~ubre1· tt ,.mntb ni~t babrn fo rn fe bn au~ : 

ijort mit ben ~(arften unb i~tem ~f nbang; mir. n,oUtn uus fdbti 
rtgitttn, tinig, frti unb lt'o6lftil. 

@S leße bt ~evußltf! 

Abb. J Flugblatt 34 Für ten oder eine Republik? aus dem Umfeld der großen Offenburger Volk er ammlung 
vom 19. März 1848. Auf der Ver ammlung war durch den Kon tanzer Redakteur Joseph Fickler, aus des. en 
Umfeld wohl die Flugschrift stammt. die Republik gefordert worden (StadtAF. D d 7680 RARA, Teil 1, Blatt 19). 
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und Gemeindekosten, für alle diejenigen, welche ihren Unterhalt in der Heimath nicht mehr 
~u erringen vermögen.15 Mit olchen Maßnahmen ollten die wirtschaftliche Situation der Ar-
beiter und der Gewerbetreibenden verbessert und die ozialen Spannungen in der Gesell schaft 
abgebaut werden. 

Neben gesetzlichen und wirtschaftsstrukturellen Forderungen an die Behörden gab es auch 
Bestrebungen, die ökonomi ehe Lage durch pri ate Initiative zu verbessern. Bei pielswei e 
wurden in ver chiedenen Städten Leihkas en gegründet, die dem Gewerbe zin gün tige Kre-
dite vermitteln sollten. In Freiburggabe ent prechend einen Aufruf zur Gründung eine Leih-
kassenverein , welcher zinsgün tige Kredite und Darlehen für die in Not geratenen Angehöri-
gen de Mittel standes und de Gewerbe gewähren ollte. 

Trot-;,dem sehen sie hier lllanchen braven, fleißigen Mann sehr oft w zversclwldet in die traurigste Lage 
verset-:,t, und nicht 11 ·issend, auf welche Art er sich auch nur eine kleine Summe Geld. mit der er sich z,11 

helfen im Stande 11·äre. l'erschajfen soll. 
Was er in solchen Stunden oft aus Miß11111th thut, besonders noch, wenn er in seinem Geschäft gehemmt 

ist, wie häufig er in die Krallen her-;,loser Wuchererfiillt, das, meine 1rerthe11 Mitbürger, ,rissen Sie alle 
-;,ur Genüge. 

Aber H"eil wir; die erwasfiir das Allgemeine thu11 kö1111e11. das ll'issen. so ist es auch unsere Pflicht nicht 
nur darüber nach-;,udenken und den Übelstand -;,u bemitleiden, sondem auch handelnd ein-;,uschreiten. 

Weit entfernt die Be111iihu11ge11, die 111011 gegenwärtig l'ielseitig -;,ur Einwirkung einer bessern socialen 
Stellung der in der Regel ledigen Arbeits-Gehülfen macht. glaube ich, daß Hülfe fiir den Gewerbestand. 
worunter Sie gar 111a11che11 braven Familien-Vater sehen. der die Tage. in denen er als Arbeiter in der 
Fremde war; als die glücklichsten seines Leben · preist. und heure mit Kummer und Sorgen aller Art 
beladen, mit wahrer Wehmuth an dieselbe -;,11riick denkt, nicht minder nothwendig ist. 16 

Die Leihka sen ollten das Gewerbe mit zin günstigen Krediten und Darlehen unter tützen , 
um dem Wucher entgegenzuwirken. 17 Da Gewerbe sollte damit on der Abhängigkeit hoher 
Zinsen befreit und auf eine finanziell ge ündere Grundlage ge teilt werden. 

4.1.4. Das Ge pen t des Kommunismu -
die Angst der Liberalen vor sozialen Unruhen 

Während der beiden Revolutionsjahre wurde immer wieder das Gespenst der Gefahr eines 
ozialen Aufstandes an die Wand gemalt. Be onders da liberale Bürgertum befürchtete Anar-

chie und den Verlu t eines Besitzes. So war es nicht verwunderlich, dass in Flugschriften im-
mer wieder vor der rothen Gefahr und der daraus re ulti erenden Anarchie gewarnt wurde. Bei-
piel wei e hieße im un/ackirten Gedicht in KnittelFer en über die rothen Republikaner: 

Im Reich der tollen Radikalen.! Der Schuldner wird 1•0111 Joch befreit,/ Die Schuld vom Gläubiger :11 :ah-
len./ Bei Vielen hat da gut Gell'issen/ Schon ohnedies Bankrott gemacht/ Und den Contrakt mit Gott -;,er-
rissen./ Nun ist 's gar leicht. bei Tag 1111d Nacht,/ Den deutschen Michel -;,u bethören:I Es heißt. man sey 
in vollem Recht,/ Sich gegen Ob 're z,u empören./ Drum schreit die Rotte: ., Republik! "-/ Und kost· es Frau 
und Kind und Leben,/ Es kommt dafür ja gold'nes Gliick./ Doch nicht so leicht geht dieser Kampf/ Wie 
jüngst im Land der Fran-;,osen.l Woher giebt 's großen Pull'erdampf,/ Man räuchert erst die rothen Hosen./ 
Dann kommt der größte Patriot;/ ,,Macht auf die Augen, spit-;,t die Ohren!"/ Es ist der Knochmann, der 
Tod. 18 

Diese Gedicht, da mit den gängigen Kli chees argumentierte, kriti ierte die Republikaner al 
gottlo . Sie brächten Deut chland Tod und Verderben, um da Ziel einer republikani chen 
Staatsform zu erreichen. 

15 Ebd., Blatt 27. 
16 Ebd., Blatt 13. 
17 Eine Forderung lautete deshalb auch: Verset::,ung aller gemeinschiidlichen Subjecte, insbesondere der Schache-

rer 1111d Wucherer in irgend ein Land jenseits des Ocemzs. ebd., Blatt 27. 
1 Ebd., Teil 2. Sammelmappe. 
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Zwei andere Flugblätter - da eine von einem Vaterländischen Verein herau gegeben, das 
andere ein Vortrag über die soziale Republik - beschrieben die Gefahren von Kommunismus 
und Soziali mu , welche von Frankreich aus hereingebrochen waren: 

Von Frankreich kam un1er dem Namen der Republik der Socialismus und der Kommunismus in die deul-
schen Gauen; und wie vormals Fürsten und Große den Fremdling aufnahmen, so verkauften sich jetzt 
Männer aus dem Volk den fremdländischen Gedanken, den fremden Zwecken ... 

In die Nation selbst wa,f man den Zwiespalt; man trennte sie in „wei feindliche Lager, setzte dem 
Besitzenden den Besitzlosen entgegen, dem Gebildeten den Ungebildeten, dem Kopf die Faust. Dem Ein-
bruch jedes Feindes sollte das Land offen stehen und im lnnem die Gewaltthat herrschen; nur der sollte 
zum Volk gehören, der am kräftig ten die Faust schwang, und bereit ll'ar. den anderen Theil der ation 
zu unterdrücken. 

Und in welchem Namen wurden diese Verbrechen begangen ? Im heiligen Namen der Freiheit, im 
Namen der Republik. 19 

Das sind also die Lehren der Socialisten und Communisten, und wenn sie auch darin sich nicht 1•ereini-
gen, ob sanfte oder scharfe Mittel angewendet werden sollen, so streben ie doch alle nach demselben 
Ziele, nämlich nach der Abschaffung und Vernichtung des individuellen, häu liehen und erblichen Eigen-
thums, der gesellschaftlichen und staatlichen Einrichtungen, die das indi1 iduelle, häusliche und erbliche 
Eigenthum zur Grundlage haben. Das ist der Anfang und das Ende, das Alpha und das Omega aller Ge-
danken, dies isr das Ziel, das man verfolgt und das man zu erreichen hofft ... 

Die sociale Republik ist zu gleicher Zeit verabscheungswürdig und unmöglich; sie ist das unsinnigste 
und fluchwürdigste aller Hirngespinnste. Sollte sie jemals irgendwo ins Leben treten, so würde die 
menschliche Gesellschaft einerseits der Erde gleichen, die von dem Urquell ihres Lebens, der Sonne los-
gerissen, durch den öden Weltraum dahin taumelt, um in Trümmern -u gehen, andererseits der unend-
lichen, traurigen, grausigen Wüste, in die das Auge des Wanderers schreckensl'oll hineinstarrt, und wo 
nur Raubtiere hausen können. Eine solche Gleichheit wäre der Tod. 10 

Die zitierten Textausschnitte zeigen, dass Republik, Anarchie und Sozialismus/ Kommunismus 
gleichgesetzt wurden. Die Republik führt nach Auffassung der Flugblattschreiber zu Anarchie, 
Sozialismu oder Kommuni mu , wa den Be itztum de Einzelnen gefährdet und die men eh-
liehe Gesellschaft in Verderben stürzen mu s. Die Begriffe Soziali mu und Kommunismus 
wurden ideologi eh unkriti eh verwendet. Die Verfa er der Flug chriften ver tanden sie nur 
insofern, al dass es dabei um eine andere Verteilung de Eigentums ging. Ein weiteres Indiz 
für dieses ungenügende Verständni war die mangelnde Differenzierung zwischen Soziali mus 
und Kommunismu . Die Begriffe Anarchie, Soziali mu und Kommunismus dienten demzu-
folge der antirepublikani chen Propaganda und fungierten al Schlagwörter, denen antitheti eh 
die Begriffe von Ruhe, Ordnung und Freiheit gegenüberge tellt wurden: 

Wir rufen daher unsere Mitbürger in Land und Stadt auf, überall da, wo noch keine vaterländischen Ver-
eine gebildet sind, solche zu bilden. Der Wahlspruch derselben sey überall: Freiheit, gegründet auf der 
Achtung vor dem Gesetze und auf die Aufrechthaltung der Ordnung ... Das ist der Weg, den der echte 
Bürger, der wahrhaft freie Mann, dem Vaterland und Volkswohl kein leerer Schall ist, gehen muss; er 
allein führt aus dem Sturme in sicheren Hafen. 21 

Der chlagwortartige und nicht differenzierte Gebrauch die er Begriffe spiegelt jedoch auch 
die Taktik der Verfa ser wider, die Inhalte derart zu vereinfachen, dass sie eine möglich t große 
Anzahl von Lesern erreichen konnten. Mit populärem Stil und der Verwendung von Schlag-
wörtern, Metaphern, Analogien, Ironie, Satire und religiö en Formen sollten die Möglichkei-
ten zur Einflussnahme der Flug chriften vergrößert und die ideologische Wirkung auf den 
Le er optimal genutzt werden.22 

19 Ebd., Teil 1, Blatt 182. 
20 Ebd., Blatt 194. 
21 Ebd., Blatt 166. 
22 Tau chwitz beobachtete die bei politi chen Zeitung texten. Meiner Meinung nach gi lt die eben o für Flug-

chriften, die eine ähnliche propagandisti ehe Wirkung entfalten mu ten. Vgl. HA NO TA SCHWITZ: Presse und 
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In die em Zu ammenhang ist der Artikel Communismus de republikani sch ge innten Wil-
helm Schulz von lntere e, der im Staatslexikon von Rotteck und Welcker er chien, und in wel-
chem sich Schulz auf kritische Weise über den Kommuni smu und den Soziali smu äußerte.23 

Er beschrieb den Kommunismus als Lehre die von ielen als Gefahr angesehen werde, weil 
ie das Privateigentum aufheben würde. Der Grund für eine Ent tehung, so schrieb er, sei die 

wach ende Ungleichheit in der Verteilung de geistigen und materiellen Besitztum .24 Die freie 
Konkurrenz, die als Heilmittel gegen alle früheren Missstände pomphaft verkündet wurde, sah 
Schulz als bloße Makulatur, weil sie wegen der materiellen und geistigen Ungleichheit in der 
Verteilung des Besitztum in Wirklichkeit nicht durchsetzbar ei.25 Dadurch fühlen sich die 
Millionen, im Gegensatz zu den wenigen Begünstigten, an Händen und Füßen gebunden. Sie 
fühlen den Hohn, der selbst in der Anerkennung jener wertlosen Freiheit, jener scheinbaren 
Gleichheit liegt, auf welche sie die Vornehmen und Reichen mit ihrem noch ungebrochenen 
Egoismus der Interessen spottend hinweisen.26 Schulz warnte jedoch davor, jedes oziale Auf-
begehren al kommuni ti ehe Agitation ver tehen zu wollen. Volk erhebungen eien oftmal 
nur thatsächliche Protestaktionen proletarischer Massen gegen die ungleiche Vertheilung des 
Einkommens, ohne daß sich das Volk bis in die fixe Idee einer Aufhebung des persönlichen Ei-
genthums, auch nur an unbeweglichen Gütern, verrannt hätte ... Die Zahl der eigentlichen 
Communisten hat schon seit geraumer Zeit abgenommen, obgleich j etzt mehr als zuvor von 
Communismus die Rede ist.27 Im Großen und Ganzen tand Schulz dem Kommuni mu kri-
ti eh gegenüber, wenngleich er andernort auch den voll tändigen Individualismu bean tan-
dete. Im Hinblick auf die Verwendung des Kommunismusbegriffs in den Flugschriften ist der 
Artikel von Schulz in ofem interessant, al er den Di kurs die e Begriffes in seiner Zeit 
wider piegelte und eine differenzierte, zugleich aber auch ideologisch gefärbte Sichtwei e lie-
ferte. Dabei wird deutlich, dass der Kommuni mu begriff in den Flug chriften chlagwort-
artig und propagandistisch einge etzt wurde. Es wurde auf die geläufigen Klischee dieses Be-
griffes zurückgegriffen. Gleichzeitig zeichnete der Artikel aber auch die Abgrenzungsver uche 
republikanisch ge innter Per onen zum Kommuni mus auf. 

4.1.5. Das unterschiedliche Klassenbewusstsein der Liberalen und der Radikalen 
Über da Verhältni der ver chiedenen Klas en zueinander herr chte zwischen Liberalen und 
Radikalen eine unterschiedliche Auffa sung. Die Radikalen und ihnen zugewandte Volksver-
eine propagierten mehrheitlich die Idee einer sozialen Republik und wollten die Kla en-
schranken niederreißen, damit die Mitsprache im Staat nicht mehr nur das Privileg der Besit-
zenden sei. 28 Diese Bestrebungen zeigen sich im Offenburger Programm von 1849, welches 

Revolution 1848/49 in Baden. Ein Beitrag zur Sozialge chichte der periodi chen Literatur und zu ihrem Einflu 
auf die Ge chichte der badi chen Revolution 1848/49. Heidelberg 1981, S. 357. 

2 Wilhelm Schulz begann eine Laufbahn als Kadett im Darm tädter Leibregiment, wurde aber wegen seiner 181 9 
anonym erschienen Schrift Frag- und Antwortbüchlein über Allerlei, was im deutschen Vaterland besonders Noth 
tut. Für den Bürgers- und Bauersmann aus dem Militärdienst entlas en. Wegen weiterer Schriften (Deut chland 
Einigung durch ational-Reprä entation, er chienen 1832 und Te tament de deut chen Volk boten, er ctüenen 
l 833) wurde er von einem he si chen Krieg gericht zu drei Jahren Festung haft verurteilt, au welcher er 1834 
fliehen konnte. Ein Jahr später konnte er sich in Zürich aJ Privatdozent habilitieren und ver uchte mit Publika-
tionen von dort aus Einfluss auf die politischen Verhältnis e Deutschlands zu gewinnen. Nachdem er den Son-
derbund krieg mitgemacht hatte, kehrte er l 848 nach Darm tadt zurück und wurde ins Frankfurter Parlament 
gewählt, HA s ZEH T ER: Da Staatslexikon von Rotteck und Welcker. Eine Studie zur Ge chichte des deut-
schen Frühliberalismu . Jena 1929, S. 40. 

24 SCHULZ (wie Anm. 5), S. 292. 
25 Ebd., S. 292. 
26 Ebd., S. 293. 
27 Ebd., S. 294. 
28 Auch in den Volksvereinen wurde teilweise ein deutlicher Ri zwi chen den einzelnen Kla en ichtbar, wenn-

g leich dieser Vorgang deutlicher im Norden al im Süden zu beobachten war. So zogen sich bei pielswei e die 
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die Gedanken eines freien Volksstaates enthält und die Prinzipien einer demokrati chen und 
sozialen Republik entfaltet.29 So hieße im Offenburger Programm unter Punkt drei: 

Es 11111ss alsbald unter sofortiger Auflös1111g der jetzigen Ständekammern ei11e ve,fassu11gsgehe11de um-
des1·ersammlu11g berufen \\'erden. welche in sich die gesamte Rechts- u11d Macht1•0/lkom111enheit de ba-
dische11 Volkes vereinigt; - diese La11des\lersammlu11g soll ge11·ählt werde11 von und aus den sämtlichen 
1•01/jährigen Staatsbürgern des La11des 1111d ;;war u11ter Beibehaltung der für die bisherige :;weile Kam-
mer bes1a11dene11 Wahlbe::,irke. -10 

Neben dem Wahlrecht für alle fordert das Offenburger Programm die Einführung einer pro-
gre siven Einkommens teuer, die Schaffung einer Pen ion kas e, die Gründung von Gewer-
bekammern zur Unterstützung des kleinen und mittleren Gewerbes und die Errichtung einer 

ationaJbank. Damit sollen ein sozialer Ausgleich zwischen den ver chiedenen Klas en an-
gestrebt und die Unter chiede der einzelnen Klassen in Bezug auf die politische Mitsprache 
und Gestaltung im Staat aufgehoben werden. 

Das soziale Programm der badi chen Demokraten und die Idee eines Solidarstaates wurden 
von der Gegenpropaganda als kommuni tisch oder sozialistisch beschrieben und stießen im 
Be itz- und Bildungsbürgertum auf starke, ideologi eh begründete Ablehnung. 31 Dabei wurde 
besonders die Aufhebung der natürlichen Kla sengrenzen als Skandal empfunden. So warnte 
Unterstaatssekretär Friedrich Bas ermann in einer Rede. die auch mit einem Flugblatt Ver-
breitung fand, vor der Einführung eine allgemeinen und gleichen Wahlrechts, wie es die De-
mokraten in Baden forderten. 32 Bassermann beschrieb als Vertreter des liberalen Bürgertums 
- er entstammte einer reichen liberalen Kaufmannsfamilie in Mannheim33 - in die er Rede die 
Gefahr, die von einem allgemeinen Stimmrecht ausgehen würde und verwies auf die Republik 
Frankreich, wo Arbeiter während de o genannten Juni-Auf tandes nach der Schließung der 
unrentablen ationalwerkstätten revoltierten. Rhetorisch geschickt verwies er auf das Gegen-
beispiel Belgien, um eine Aussagen zu unterstreichen : 

In Belgien gilt ein Cen.ms. und die Arbeiter haben kein Stimmrecht. und trot::. dieser Beschränkung. tr01::, 
dem, daß in diesem lande 1•iele H11nder1-Ta11sende l'0/1 Arbeitern leben, dieses Land harr an Frankreich 
gre,r::,t, ist es bei dem Losbmch der fran-ösische11 Arbeiter im Februar 1•01/kommen ruhig geblieben, und e 
ist der Stol::, der Belgie,; daß sie ruhig bleiben konnten, während dort, wo man Ihr Beruhigungsmillel [ge-
meint ist das allgemeine Wahlrecht] angewe11det. die größte Un-nväl:ung her\lorgebracht ll'Orden { sie! J.3-~ 

Im Vergleich zwi chen der Situation in Frankreich und der in Belgien kam Bassermann zu fol-
gendem Schluss: 

Meine Herre11.' We1111 sie das Wahlrecht an irgend ei11e11 Besit::,, 1111d sei er ei11 klei11er nu1; binden, da11n 
erst werden Sie am besten beruhigend ai~f die Arbeiterklassen wirken, indem diese dan11, 1venn sie wirk-
lich ei11 e11 Werth auf ein politisches Recht legen, durch Fleiß 1111d Thiitigkeit einen Besitz zu erlangen s11-

.,besseren Bürger" aus den Volksverei nen zurück. wenn ei n Handwerker im Vorstand zu Einfluss kam. oder es 
wurden Beitragssätze fe tgesetzt, die von ei nem beitrittswilligen Arbeiter kaum aufzubringen waren, DEUCHERT 
(wie Anm. 4), S. 297. 

29 Ebd .. S. 294 ff. 
30 StadtAF. Dvd 7680 RARA, Tei l 1. Blatt 235. 
31 Vergleiche die Flugschriften der Vaterländi. chen Vereine, ebd., Blatt 166, 182 und 195. Die Vorwürfe waren 

insofern unbegründet, als dass sich die Radikalen von der Idee de Kommuni smus und vom Soziali mus dis-
tanzie11 hatten . Vgl. dazu die Aus agen von Wilhelm Schulz oder Gottlieb Christian Abt. GOTILIEB CHRISTIA 
ABT: Eudämoni mus. In : Staats-Lexicon oder Enzyklopädie der Staat wi .. en chaften. Bd. 3. Hg. von CARL vo 
RoTIECK und CARL THEODOR WELCKER. Altona 1846, S. 525. Bereit im Vormärz hatten sie sich von jeglichen 
kollektivi ti schen Vorstellungen abgegrenzt und bekannten . ich either prinzipiell für die Erhaltung des Privat-
eigentum , DEUCH RT (wie Anm. 4), S. 296. 

31 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1 Blätter 180 f. 
33 Die Frankfurter ationalversammlung 1848/49. Ein Handlexikon der Abgeordneten der deutschen verfassungs-

gebenden Reichs-Ver ammlung. Hg. von RAi ER KOCH. Frankfurt a. M. 1989, S. 75. 
:i.i StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1. Blätter 180 f. 
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chen \\'erden, der sie ;:,ur Ausiib11ng des Stimmrechts befähigt. Und in einem solchen Zusrand allgemeinen 
friedlichen undJleißigen Strebens ~rird Handel, Industrie, die Volksarbeit in einer Weise aujbliihen, daß 
alle Hände ;:,u 1/11111 erhalten und die sogenannte sociale Frage ait praktische Weise ll'eit besser gelöst 
ll'ird, als durch irgend eine Ih rer Theorien. 35 

Auch das fo lgende Textzitat aus e inem Flugblatt an die Arbeiter, in welchem der Führungs-
anspruch des Bürgertum begründet und bekräftigt wurde, war symptomatisch für das Ver-
hältnis des Bürgertum zu den unteren Kla. en: 

Ihr ~rerdet 1·ielleicht fragen, wer seyd ihr und \\'CIS berechtigt euch da;:,11, auf unsern Weg ;:,11 schauen und 
uns :u 1rarne11 oder ;:,u leiten? Wir wollen euch sagen. wer 1rir sind und was uns berechtigt. 

Wer hat die Städte gegriinder, die Gell'erbe eingerichrer. die Fabriken gebaur, den Handel gesr(frer? 
Wer har Kunst und Wissenschaft gepflegt, dem Geser-::., der A11fklärung, dem Gemeinsinn die Bahn gebro-
chen? Wer hat den Landmann in seinen Bereich ge-ogen, die Ertragsfähigkeit seines Besit;:,es 1•ermehrt, 
den Werth seiner Produkre erhöht. den Boden hell'eglich. das Capital jliissig gemacht? - Wer hat für den 
Sc/1111- der Arbeit gesorgt, den Arbeiter immer enger an sich ge;:,ogen. ihm seine Sorge in Schulen. Ban-
ken, Verpflegungsanstalten angedeihen lassen? Wer hat bewirkt, daß der Arbeiter jet;:,t be ser lebt, ·ich 
besser kleidet, ei11e bessere Wohnung hat und einen leichteren Zugang ;:,11 Behaglichkeit findet? ... 

Der Bürger ist e. , der seit Jahrhunderten für euch gedacht, gesorgt und gearbeitet hat, und eben die-
ser Bürger spricht jet;:,t -11 euch, durch seine Arbeit da;:,u berechtigt. Noch mehr, er fordert euch auf. sich 
ihm an;:,usch/ießen, Vertrauen ;:,11 ihm :u fassen und ihn in seinen Unternehmen ;:,u w1terstiit;:,en. 36 

Da in den Vaterländischen Vereinen organi sierte Bürgertum ver uchte ich jedoch auch gegen 
die Vorwürfe der Volk vereine zu wehren, es verachte die Arbeiterschaft. [n einem Flugblatt, 
welches vom Landesausschuss des Vaterländischen Landes-Vereins in Baden herausgegeben 
worden war, he ißt es: 

Mitbürger! Die Anklage, daß wir Bürger des La11des de11 Arbeiter 1•erachte11 und das Bemiihen, unter 
Hinweisung aiif diese erdichtete Verachtung in den Arbeitern den Has. gegen den Bürger gmß ;:,u -iehe11, 
können der Parthei. l'On der es ausgeht und die sich Volkspartei ne11nt, wahrlich nicht ;:,ur Ehre gereiche11. 
Wo ist der Arbeiter unter uns, u/lfer dem Volk. w11er seinen Mitbürgern ,•erachtet [sie!}? 

Blicket um im lande bei dem Bauern, bei dem Ha11dl\'erke1; in den großen Werkstätten und in dem Be-
reiche des Handels; hat er nicht überall in unsrem umde. o ll'eit es die Geschäfte errnöglichen. seinen 
angemessenen Verdienst, und werden nicht überall, wo es Noth thut. die Hülfsbedü,ftigen von den Begü-
terten unterstiit::t? ... 

Über diese und andere redlichen Bestrebungen hier und im ga 11 ;:,e11 lande sieht man weg und klagt die-
jenigen. \'Oll denen diese Bestrebungen ;:,ur Unterstiit;:,w,g der arbeitenden Klassen ausgehen, des Ha ses 
gegen den Arbeiter; der gemeinen Gewinnsucht und der Volksfeindlichkeit a11! Ka11n ein solches Ve,fah-
ren einen edle11 , ehrenhaften, ;:,um Wohle des Volkes cu1sschlage11den Z1reck haben ? Nimmermehr! J? 

4.2. Republik oder kon titutionelle Monarchie 
Eine wjchtige Debatte, die sich hauptsächlich zw i chen Liberalen und Demokraten entfaltete, 
drehte sich um die Frage, ob eine Republik oder e ine konstitutione lle Monarchie anzu treben 
ei.38 Liberale und Demokraten hatten sjch ansatzwei e bereits im Verlaufe des Vormärzes al 

eigen tändige politi sche Kräfte formjert , wobei an der Basis zu Beginn der Märzrevolution zu-
mei t noch eine einheitliche liberal-demokrati ehe Bewegung mit gemeinsamen Organisatio-
nen bestand. Dementsprechend vollzog sich der Proze s der politisch organisatorischen Spal-
tung in vielen Regionen nur langsam und mit unter chiedlicher Ge chwindigkeit.39 Im ge-

35 Ebd. 
36 Ebd„ B latt 209. 
37 Ebd., Blatt 175 . 
Js Die e Diskus ion galt owoh l für Baden al auch für das gesamtdeutsche Reich. wo sie mit der Frage de Staat -

oberhaupte verknüpft wurde. 
39 MICHAEL WEITE GEL: Parteibildung in Deut ch land. Da politi ehe Verein we en in der Revolution von 1848. 

ln : Europa 1848. Re olution und Reform. Hg. von DIETER L ANGEWIESCHE. DIETER DowE und H EINZ-GERHARD 
HAUPT. Bonn 1998, S. 703 ff. 

143 



samtdeut chen Vergleich kam es in Baden zwi chen Demokraten und Liberalen be onder früh 
zur Spaltung, nämlich bereit 1846, al ich die Demokraten bei den dann stattfindenden 
Wahlen von den Liberalen trennten. Der Grund für diese Trennung war vordergründig die Ein-
berufung des Liberalen Bekk in die Regierung, hintergründig spielten jedoch ideologi ehe und 
politi eh-inhaltliche Differenzen eine wichtige Rolle. So traten die Demokraten unter anderem 
für eine Republik ein, während die Liberalen eine kon titutionelle Monarchie favorisierten. 
Daneben gab es jedoch auch noch ozialpoliti ehe Un timmigkeiten.40 Besonder offen icht-
lich wurden die ideologischen Differenzen beider Parteien mit der Bildung von demokrati-
schen und konstitutionellen Vereinen im Jahr 1848. Bereit während der Offenburger Ver-
sammlung am 9. März 1848 proklamierten die badischen Radikalen die Gründung von politi-
chen Vereinen welche die Bewaffnung de Volkes, die politi ehe und oziale Bildung und die 

Verwirklichung aller politischen Rechte durch etzen sollten. Am 4. Mai 1848, nachdem der 
Hecker-Aufstand fehlge chlagen war, wurden die politischen Vereine verboten. Die Behörden 
konnten da Verbot zunächst jedoch nicht voll tändig durch etzen.41 Zu einer Ver chärfung der 
Situation kam e erst, al die badi ehe Regierung nach einer Reihe von Konsultationen mit au -
ländi chen Regierungen über das Vorgehen gegen die demokratischen Vereine in ihrer Politik 
ermutigt wurde. Sie erließ am 22. Juli ein erneutes Verbot, das sie von nun an rigoros durch-
setzte. Die demokratischen Vereine konnten danach nur noch ver teckt agieren.42 

Mit der Verab chiedung der Grundrechte am 27. Dezember durch die Nationalver arnrnlung 
wurde auch die Vereinigung freiheit gewährleistet. Dies bedeutete, dass die badische Regie-
rung das von ihr erlas ene Vereinsverbot aufueben musste. In der Folge ent tanden in ganz 
Deut chland demokratische Volksvereine, die ein Gegengewicht zur repräsentativen Demo-
kratie der Frankfurter Nationalver ammlung bildeten. Gleichzeitig wurden aber auch liberale 
Vereine, so genannte Vaterländische Vereine, gegründet, die von ihrer Tendenz her eher kon-
stitutionell waren und von der Regierung wohlwollend betrachtet wurden.43 

Zwi chen Demokraten und Liberalen entbrannte in den Jahren 1848/49 eine Di kussion 
über die zukünftige Staatsform, die auch mittels Pres e und Flugschriften geführt wurde.44 In 
einer Flugschrift des neuen vaterländischen Vereins verglich der konstitutionell ge innte Ver-
fasser die Staatsform der Republik mit derjenigen der konstitutionellen Monarchie: 

Es kann in der Republik die Freiheit gek11echtet und in einer Monarchie der sie drückende Alp gehoben 
seyn. Napoleon Bonaparte schlug als Co11sul an der Spitze einer Republik jeden Gedanken der Freiheit 
in Fesseln; und Joseph 11, der unumschränkte Herrscher eines Kaiserstaates suchte jedem der Freiheit 
entsprungenen Gedanken Eingang r,u verschaffen. Der gesunde Kern ist die Hauptsache, nicht die schüt-
zende Schale ... Die Natur selbst zeigt u11s hier den Weg, den wir vorzuschlagen haben. Sie bildet immer 
zuerst den Kern und nach diesem die Schale. Ist der Kern gesund, kann selbst die schützende Schale ver-
derben; bei gesundem Kern bildet sie meist wieder eine neue Schale, wenngleich auch der gesundeste 
Kern nicht der schützendsten Schale entbehren kann. Herz und Hirn, diese ersten und bleibenden ver-
körperten Grundgedanken im Menschen, bilden sich ihre Hüllen erstmals, wie auch für alle künftigen 
Lebensperioden entsprechend den jeweiligen Bedürfnissen. So müssen auch die Völker zuerst und vor 
Allem die Rechte und Freiheiten sich enverben, welche ohne Rücksicht auf Form sie frei machen undfrei 
erhalten. Nie dü,fen sie um der Form willen das Wesen vergessen. Wo dieser naturgemäße Grundsatz 
nicht befolgt wird.folgt die Strafe auf dem Fuß; wo er treulich festgehalten wird, da ist Heil und Gedei-
hen. Ist einmal der Grundsar-:.. daß die wahre Freiheit in keinem wesentlichen Zusammenhang mit der 
Form steht, in der sie einhergeht, richtig erkannt, dann muss auch der sonst so heftig geführte Streit über 
den Werth der verschiedenen Staatsformen seinen Stachel verlieren, denn alle, die es ehrlich meinen mit 

40 DE CHERT (wie Anm. 4). S. 207 ff. 
41 Bei piel weise konnten die demokrati chen Vereine im Freiburger Raum an die Öffentlichkeit treten, da die 

großherzoglichen Behörden ange icht der starken und au gebreiteten Sympathien für die Republik machtlos 
waren. 

42 DEUCHERT (wie Anm. 4), S. 277 ff. 
43 Ebd. , S. 282 ff. 
44 Vgl. TAUSCHWITZ(wieAnm. 22), S. 219 ff. 
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des Volkes Wohl, l'e1.folgen nur ei11 Haupt:iel, die Freiheit, und 1111r um die Hülle streifen sie sich, in wel-
che sie die Freiheil kleiden wollen. 45 

Der Autor dieser Flug chrift be tritt, dass die Republik die einzige Staatsform sei, welche 
die Freiheit garantiere. Er ver uchte vielmehr dem Leser die konstitutionelle Monarchie46 

schmackhaft zu machen, indem er das positive Bei piel Jo. ephs II. erwähnte. Dieser hatte den 
Ruf eine aufgeklärten Herrschers und führte tief greifende Reformen auf dem Gebiet des Bil-
dungs- und Gesundheit wesens, der Rechtspflege und der Bauernbefreiung durch. 

Dieser Textausschnitt spiegelt auch die argumentative Lage der Liberalen wider. Der Frei-
heitsbegriff wurde offensiv von den Republikanern erwendet mit dem Ziel, die Vorzüge der 
republikani schen Staatsform hervorzuheben. Die obige Flugschrift bildete den Versuch , die 
Verbindung von Freiheit und Republik aufzuheben, um den Freiheitsbegriff auch für liberale 
Interessen nutzbar zu machen . 

Zugleich ging der Verfasser an anderer SteJle im Text auf die Behauptung der Republikaner 
ein, dass die Ausgaben bei einer republikani chen Staat form geringer seien al bei anderen 
Staatsformen . Dies ver uchte. er rhetori sch geschickt zu widerlegen, indem er auf die staat-
lichen Aufgaben verwie , welche, unabhängig von jeder Staatsform , Kosten verursachen.47 

Verstärkt wurde die Prägnanz seiner Aussage durch die Darstellung des Negativbei spiels der 
Republik Amerika, wo jegliche soziale Absicherung durch den Staat fehlte, was die Kosten für 
den Einzelnen in die Höhe trieb.48 

Die Volksvereine hingegen traten mehrheitlich für e ine Republik ein. Was die Demokraten 
unter der sozialen Republik verstanden, macht da folgende Flugblatt deutlich: 

Den11 was wollen die Demokraten ? Sie wollen einen neuen Staatshaushalt, in welchem nicht das von den 
Pfaffen erfundene „gö11liche Recht der Könige" gilt. sondern in welchem das Volk sich selbst regiert 
durch die von ihm gewählten Vertreter. 

Die alte Staatswirlschaft oder die sogenan11te „ Go11esgnadenwirthschaft" führt das Volk an den Rand 
des Verderbens: wir si11d davon ein lebendiges, trauriges Beispiel. In der Gottesgnademrirthschaft gilt 
das Volk Nichts, sondem die Regierung Alles; die Regierung ist nicht die Dienerin des Volkes, sondern 
sie betrachtet sie als seine Herrin; das Volk ist das Schaf. das geschoren wird, die Kuh, die gemolken wird, 
der Esel, der beladen wird. In der Go11esg11ademvirthschaft gib es keine Gleichheit der Stände, sondern 
bevor:.ugte Menschenrassen ... 

Die Gottesgnadenherrschaft ist gegen die Vernunft: Danun wollen die Demokraten, daß das Volk sich 
selbst regiere. Im demokratischen S1aa1 gelten die Grundsätze der Freiheit, der Gleichheit und der Bru-
derliebe. 

Die Freiheit besteht hauptsächlich darin, daß das Volk Gelegenheit hat, sei11en Willen aus:uspreche11 
und sich darnach :u regieren. Das Versammlungsrecht. das Vereinsrecht, Pressfreiheit und das freie Wahl-
recht sind die wichtigsten Mi11el, die Freiheit eines Volkes : 11 sichern ... 

Die Gleichheil besteht darin, daß keiner einen Vor:ug vor dem Andern hat, also weder in der Be-
steuerung, noch in der Wehrpflicht, noch in der Beset-ung der Äm1e,: Die Gleichheit erfordert, daß jeder 
nach seinem Vermögen ;:.u den Lasten des Staates beitrage, also eine Vermögenssteuer unter Alifhebung 
aller bisherigen Steuern zahlt, damit nicht gerade derjenige die meisten Steuern zahlt, der am Wenigsten 
besitzt ... Der Adel u11d das Fürstenthum müssen aufgehoben werden; denn es hat kein Mensch das Vor-
recht, über andere zu herrschen ... 

Die Bruderliebe :eigt sich als Grundsatz der Staa1shaushaltung daran, daß die Steuem nicht verwen-

45 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blall 187. 
46 Das es ich bei der konstitutionellen Monarchie um die vom Autor bevorzugte Staatsform handelt. geht aus dem 

oben zi tierten Textausschnitt nicht direkt hervor. Dies wird jedoch klar durch andere Textstellen. So di stanzierte 
sich der Autor explizit von den Monarchi sten. Wir rechten auch nicht mildem Monarchisten. welcher mit En1-
setze11 1•011 den Freiheitsbestrebungen spricht, welche altes umwerfen, was dem Menschen heilig und theuer sey, 
und welcher in seinem heiligen Eifer auf diese Art unvermerkt auf das alte System der Bevorrmmdung und Ver-
dummung zurückführen will. An solche Leute muß man keine Zeit und keine Worte verschwenden, ebd. Des wei-
teren sah er die kon titutionell e Monarchie als gute Mi schung zweier ex tremer Staatsformen. 

47 Ebd. 
48 Ebd. 

145 



det werden, 11111 eine Armee von iiberfliis igen Beamten ::,11 mästen, sondern um solche Einrichtungen ::,u 
treffen, bei welchen es dem Bürger möglich ist, sein Fortkommen ::,u finden, wenn er arbeiten will. Die 
Bruderliebe will. daß der Nebenmensch aufko111me, und nicht, daß er ::,u Grunde geht. Sie verhindert da-
he,; daß das Let::,tere eintritt, und der demokratische Staat, in dem sie gilt. l'erwendet das Geld des Volkes 
-;,ur Gründung von Unterrichts- und Bildungsanstalten, damit die Jugend befähigt werde, sich durch die 
Arbeit ihrer Hände oder ihres Kopfes einmal durch 's Leben ::,u bringen . ... 

Wenn das Geld hier::,u angewendet wird, so ist keine Steuer ::,u hoch, denn sie .f7ießt 1vieder ::.um Volk 
zurück; aber für eine prachtvolle fürstliche Ho.fl,altung, während das Volk in Lumpen geht. fiir Beamten-
mast, während das Volk verhungert, ist j eder Kreu::,er -;,uviel ... 

Wenn der demokratische Staat hergestellt 1l'ird, so wird das Volk z.11 Wohlstand kommen, denn es regiert 
sich selbst und braucht sich nicht 1'0 11 Ministern betrügen und unterdrücken ::,u lassen; es macht sich selbst 
seine Steuern und sorgt selbst dafiil; daß sie ::.u seinem Wohl 1•erwendet irerden.49 

Wenngleich die e Wort nicht explizit erwähnt wurde, so forderten die Demokraten in die er 
Flug chrift die Republik. Die Republik sei, ·o argumentierten die Demokraten, Garant für eine 
sozial stabile Gesell chaft, weil in ihr der ko tspielige Staatsapparat reduziert werde, und die 
Staat ausgaben zugunsten der Au - und Weiterbildung der Bevölkerung umgelagert werden 
könnten. Zudem werde in der Republik eine Vermögen teuer erhoben, wa eine gerechtere 
La tenverteilung für alle Klassen mit ich bringen würde. Damit versuchten die Demokraten 
die Republik als An atz zur Lö ung der ozialen Frage zu propagieren. Sie ei geeignet, Sta-
bilität und Gerechtigkeit für a11e zu garantieren. Die Demokraten verknüpften also die Lö ung 
der sozialen Frage mit der Frage der Staatsform. Vehement wider prachen ie außerdem den 
An chuldigungen der Liberalen, das die Errichtung einer Republik anarchi ehe Zu tände her-
beiführen werde. Vielmehr ver preche ie Ruhe und Ordnung, denn da ei nur in dem Staat 
der Freiheit, der Gleichheit und der Bruderliebe möglich.50 

4.3. Die Form des künftigen Deutschlands 
ach dem Sieg der Revolution in Preußen und Ö terreich wurde die Gründung eine deut chen 

Nationalstaate als Ergebnis der Märzbewegung immer deutlicher. Über die Art und Wei e, wie 
dies geschehen sollte, wurde Anfang April entschieden, al die Gründung eines Vorparlamen-
te beschlo en wurde, welche in Zusammenarbeit mit den Regierungen der Einzelstaaten die 
Einberufung der Nationalver ammlung in die Hand nehmen sollte.5 1 Als am 18. Mai 1848 die 
Nationalver ammlung in der Frankfurter Paul kirche zu ammentrat, war e die wichtig teAuf-
gabe des neu gewählten ge amtdeut chen Parlamentes, eine Verfas ung au zuarbeiten und eine 
Zentralgewalt für da neue Reich zu bilden. Ende Juni wurden nach einer kontrover en De-
batte um die Form der provi orischen Zentralgewalt auf Vor chlag Heinrich von Gagern hin 
Erzherzog Johann von Österreich zum Reich verweser eingesetzt und ein Reichsmini terium 
gebildet, welches aus den Ministerien für Äußeres, Inneres, Finanzen, Ju tiz, Handel und 
Kriegswesen bestand.52 Das Problem der neuen provi ori chen Zentralgewalt war jedoch, da s 
sie weder völkerrechtlich anerkannt noch von den einzelnen deutschen Staaten mü au rei-
chenden militärischen Vollmachten au gerü tet wurde. Be onder die größten Staaten wie 
Österreich und Preußen widersetzten sich, die ober te Befehl gewalt über ihr Militär an die 
Kompetenz der Nationalversammlung abzutreten. Die Nation, auf die sich die Nationalver-
sammlung in Frankfurt berief, war, wie Ribhegge chrieb, Wille und Vorstellung, jedoch noch 
nicht eine politische Realität.53 

49 Ebd., Blatt 220. 
50 Ebd. 
51 MANFRED BOTZE HART: 1848/49. Europa im Umbruch. Paderborn 1998, S. 91. 
52 HE KEL (wie Anm. 2) , S. 113. 
53 WILH ELM RIBHEGGE: Da Parlament al s Nation. Die Frankfurter ationaJver ammJung 1848/49. Dü eldorf 

1998, S. 14. 
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Die zumeist hitzigen Debatten der ationalversammlung in Frankfurt über die Form des 
künftigen Deutschlands spiegeln sich auch in den Flugschriften jener Zeit wider, wenngleich 
mit unterschiedlicher Intensität. Die Flugschriften nahmen dabei die Funktion einer außerpar-
lamentarischen Öffentlichkeit ein, indem sie die Debatten der Nationalversammlung nach 
außen trugen. 

4.3.1. Groß- oder kleindeutsche Lö ung 
Zwi eben den Anhängern der großdeutschen und denen der kleindeut eben Lösung entbrannte 
in den Herbst- und Wintermonaten eine kontrover e Diskussion, die auch außerhalb der a-
tionalver ammlung Widerhall fand. Dabei ginge um die Frage, ob die Hab burger Monarchie 
zum zukünftigen Deutschen Reich gehören sollte oder nicht, und welchen Einfluss diese Zu-
gehörigkeit auf die staatliche Existenz und Gestalt de deutschen Reichs haben ollte. 

In einer Extrabeilage der „Mannheimer Zeitung" wurde eine von Friedrich Ba sermann am 
16. Januar l 849 vor der National ver ammlung gehaltene Rede abgedruckt.54 In ihr verteidigte 
er vehement den Kompromi de Doppelbundes und wider prach den Befürchtungen, da 
Ö terreich ein preußi ehe Erbkaisertum nicht dulden werde: 

Weil nun immer wieder gesprochen wird 1•011 dem Hinauswe,fen Ösrerreichs. so erlaube man mir in Be-
zug darauf einige Worte. Solches Gerede klingt mir wie Wahnsinn: denn wenn eine Gesellschaft sich in 
einem Gebäude versammelr, um sich zu einem Verein -:,11 konstiruieren, Ltnd es fehlt noch ein Mitglied, 
und man schickr lange Zeit hinüber -:,u ihm. und wartet lange lind ladet es ein, es möge eintreten, die 
Thüre sei weit offen; und wenn der Vermisste erklärt: macht ihr nur euren Verein fertig, ich will indes 
meine Geschäfte beendigen, und wenn ivir Beide unsere Angelegenheiten geordnet haben, will ich kom-
men und sehen, wie wir uns miteinander vertragen. Isr das hinausgewo,fen? 

Wenn dann in der Gesellschaft. von der ich gesprochen, Jemand sagr: wir können nicht länger war-
ten, es dauerr zu lange. wir miissen uns endlich konsriruieren, auch ll'enn der Nichterschienene, was uns 
leid thäte, nicht kommen mag; und wenn der Andere diese Sprache erfährt und 111111 seinerseit sagt: Jet-;,t, 
da ich merkte, daß ihr ohne mich euch als Verein -11 constituieren gedenkt, gebe ich euch eine andere 
Erklärung; aber wie lautet sie ? Lautet sie jetzt :::.ustimmend? Wird der Geladene nun kommen? Nein, sie 
laLtter: Jer::,t erkläre ich. daß ich mich besinnen werde, ob ich komme ( Heiterkeit), und nun sprechen Sie 
davon, man 1,,.,e,fe einen Solchen, 1relche man lange vergebens erwartet hat, man werfe ihn hinaus! .,. 
Wenn wir aber den Verein fertig machen, ohne daß wir wissen ob der andere kommr, bleibr ihm dann 
die Thiire Ferschlossen ? Welcher Staat hat sich je geireigerr, einen Zuwachs an-;,1111ehmen, wenn er ihm 
geboten 11·orden? ... Wo so Ferschiedene Narionen bei einander wohnen, ist es gar nichr denkbc11; daß 
sie -::,usammenwachsen ::.u einem großen, lebensfähigen und der Zukunft rror:::.enden Gesamrstaate. Sie 
werden sich einst sondern. und wenn dieser Zeirpunkt kommt, dann 1i:o/len 1rir Dewsch-Ösrerreich mit 
Freuden aufnehmen.ss 

Die Rede Bassermanns zeigt die Problematik der groß- und kleindeutschen Lö ung und deren 
Verknüpfung mit anderen politischen Fragen wie der Oberhauptsfrage deutlich auf. Die Frage, 
ob Österreich trotz einer preußi chen Führung mit Erbkai ertum dem Deutschen Reich beitre-
ten wolle, war in jenen Tagen aktuell und wurde heftig diskutiert. Die Diskuss ion über die. 
groß- und kleindeutsche Lö ung bekam dabei zusätzlichen Zündstoff, weil im Januar 1849 
über die Oberhauptsfrage abgestimmt wurde, wobei drei Varianten zur Wahl standen : Ein 
Direktorium, entweder vom Volk gewählt oder von den regierenden Häusern bestimmt, ein 
republikani eher Prä ident oder ein Kaiser, als Wahlkai er oder in erblicher Monarchie. Die 
Kleindeut chen traten vorwiegend für ein preußi ·ehe Erbkaisertum ein, während die Groß-
deutschen eine preußi ehe Vorherrschaft ablehnten, weil ie glaubten, das dadurch die Chan-
cen eines gemeinsamen Staates mit Österreich verbaut würden. Bassermann der für da 

54 Bas ermann gehörte der Ca inopartei an. war Mitglied de Zentralwahlau schu e , bekleidete da Amt des Yor-
itzenden de Yerfa sung au schu e. und war zudem Unter taatssekretär im Reichsmini terium de Innern. 

KOCH (wie Anm. 33), S. 75. 
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preußische Erbkai ertum eintrat, ver uchte die n Befürchtungen entgegenzutreten, um Stim-
men für die Variante der konstitutionellen Monarchie zu gewinnen.56 

Al am 7. März 1849 der ö terreichische Kai er den Reich tag in Krem ier auflö te und dem 
österreichi chen Ge amt taat eine Verfassung oktroyierte, be iegelte die die iederlage der 
großdeutschen Lösung in der Nationalversammlung, da ich ein multinationale 70-Millionen-
Reich nicht mit den Vor tellungen der deut chen Nationalver ammlung vereinbaren ließ. 
Schmerling, der seit Februar als ö terreichi eher Bevollmächtigter die politischen Differenzen 
zwi chen Wien und Frankfurt zu glätten ver ucht hatte trat von einem Amt zurück. Die Ak-
tion des österreichischen Kai ers führte bei den Verfechtern der großdeut chen Idee zu einem 
Sympathieverlu t für Ö terreich, wa bewirkte, dass die Mehrheit der großdeut chen Koalition 
abbröckelte.57 Unter die er Prämi e i t auch ein Flugblatt zu ehen. da der Vaterländi ehe 
Verein in Freiburg am 25. März 1849 herausgab. In diesem Flugblatt, da in der Form eine 
offenen Briefe an die Nationalversammlung verfasst wurde, protestierte der Vaterländische 
Verein gegen die Tatsache, da s durch die oktroyierte Verfa sung für die ö terreichische Ge-
samtmonarchie die deutsch-ö terreichi chen Gebiete vom re tlichen Deut chland gelö t und 
die ö terreichi chen Abgeordneten aus der Nationalver ammlung ausge chlossen wurden: 

Der l'a ferländische Verein zu Freiburg hält seiner Überze11gung nach es f ür Pflicht, bei der hohen atio-
nalversammlung einen f eierlichen Pro fe 1 nieder::,ulegen. 

Die unter dem 4. Mär::. d. J. 58 für die österreichische Gesamfmonarchie octroyirte Ve,fa sung hat die 
::,u dem Kaiserreiche gehörenden Kronlande zu einemfestgeschlossenen untheilbaren und unauflöslichen 
Einheifsstaat verbunden. Es ist dad11rch unserer Ueber::,eug11ng nach ::,ur Unmöglichkeit geworden. daß 
fo r1an einzelne, ::,11r ös1erreichischen Gesamtmonarchie gehörenden Kronlande gleich::,ei1ig einem andern 
Staafsverbande angehören: ::,umal einem 811ndes taate, wie ihn für 11nser deutsches Vaterland ::,u be-
griinde11 die hohe Nationalversammlung nach dem Willen des deutschen Volkes berufen ist. Denn wir 1•er-
mögen nicht z.u begreifen, wie ei11 Land gleichzeitig zwei verschiedenen Geset::,gebungen 1111ten vo1fen 
sein, wie in ihm gleic/reitig die Grundrechte des dew schen Volkes und die damit in mannigfachem Wider-
spruch stehenden Grundrechte der österreichischen Gesamtmonarchie Geltung haben, wie gleichzeitig 
die Todess1rafe, der Adel, die Familien-Fideicommisse und Lehen abgeschafft ein und gleichwohl f ort-
bestehen sollen! .. . 

Solchem nach , ennag der vaterländi ehe Verein nur, so schmer:,lich es ihn bewegt, die bisherige Ver-
bindwzg der de111sch-ös1erreichischen Lande mit Deutschland durch j ene Ve,fassung als gelöst ::,u be-
trachlen. Wenn aber dem so ist. mif welchem Rechte können dann f ernerhin die Abgeordneten Österreichs 
Theil nehmen an dem Aufbau der Ve1fass11ng eines Bundesstaates, der j ene Lande, welche sie ver1reten. 
nicht mit umschließen kann.59 

Der Vaterländi ehe Verein in Freiburg gab anläs lieh dieses Ereignisses ein weitere Flugblatt 
herau , das al Trauerbekundung an die ö terreichischen Abgeordneten ge taltet war. Darin 
wurde unter Erwähnung der ehemaligen politi chen Zugehörigkeit Freiburgs zu Ö terreich das 
Bedauern über das Scheitern der großdeutschen Lö ung und den Aus chluss der ö terreichi-
chen Abgeordneten aus der Nationalversammlung zum Ausdruck gebracht.60 

Welche Konsequenzen das Scheitern der großdeut chen Lösung und der Au chluss Ö ter-
reich au der ationalver ammlung hatte, zeigt ein Flugblatt, da von den Katholiken Baden 
herausgegeben worden war. Darin wurden die katholischen Vereine Badens aufgefordert, Ein-
spruch gegen die Kaiserwahl zu erheben, denn die Wahl eines preußischen Erbkai ers trenne 
Österreich langfristig vom deutschen Reich, wa Baden zum achteil gereichen werde: 

Diese Ve,fassung und dieses preußische Erbkaisertum brächten, wenn sie ausgeführt werden könnten, der 
Nation statt der Einheit die Verstümmelung, da das schöne Oesterreich, das dem Überschuss unserer 

56 KOCH (wie Anm. 33), S. 26 ff. 
57 DIETER HEIN: Die Revolution von 1848/49. München 1998, S. 117 f. 
58 Bei diesem Datum handelt es sich um einen Druckfehler oder um ein Versehen des Verfassers. Der österreichi-

che Kaiser oktroyierte am 7. März 1849 eine Verfassung für den ö terreichi chen Ge amtstaat. 
59 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 199. 
60 Ebd., Blatt 200. 
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Be1,ölkerung wohlfeile Niederlassung, unseren Gewerben dur h den Anschluss des Kaiserstaates an den 
Zolfrerein in den es einzutreten geneigt ist. reichlichen Absatz bietet, aus dem neuen deutschen Reich aus-
scheiden müsste; diese Verfassung und dieses preußische Erbkaisertum brächten den einzelnen Stämmen 
statt Freiheit Unterdrückung, da diese mit Verlust ihrer selbstständigen Bewegung unter die preußische 
Einheir gesteckt würden; sie ließ en nach dem Ausschluss Österreichs die Grenzen Süddew schlands ge-
geniiber Frankreich unbewahrt, wie den Preußen im J. 1795 in Folge seines Baslerfrieden und im J. 1805 
Süddeutschland dem fran-ösischen Erbfeind al. wehrlo e Bettte ausgelief ert und Oe /erreich einsam im 
Kampfe gegen Frankreich verbluten gelassen; ... Und wie stünde es mit der Freiheit der überwiegenden 
katholischen Bevölkerung Deutschlands unter dem Erbkaiserthum Preußens, das sich von j eher amtlich 
überall als Schutzmacht des deutschen Protestantismus aufgestellt und noch in neuester Zeit in der Stif-
tung des englisch-preußischen Bisthums -u Jerusalem, wie im Gusta v-Adolphsvereine, im eigenen Land 
in Schle ien, wie im Rheinland und Westfalen die katholische Kirche systematisch unterdrückt hat ?61 

Die Katholiken Badens befürchteten im Deutschen Reich eine Vormachtstellung Preußens. Sie 
erwarteten eine Benachteiligung de Katholizismu . Die e Befürchtungen, die al frühe Vor-
läufer de Kulturkampfes zu betrachten ind, gründeten auf dem Gegensatz zwi chen einem 
protestanti chen Preußen und der mehrheitlich katholi chen Be ölkerung Baden , die Ö ter-
reich gerne als einen katholi chen Gegenspieler zu Preußen ge ehen hätte. 

4.3.2. Die Frage nach dem Reichsoberhaupt 
Die Frage nach einer groß- oder kleindeut chen Lö ung war eng verbunden mit der Form de 
künftigen Reichsoberhauptes und seiner Befugnis e. Sollte er vom Volk gewählt oder von den 
regierenden Häusern be timmt, ein republikanischer Präsident oder ein Kai er, als Wahlkaiser 
oder in erblicher Monarchie, ein? 

Während der ersten Le ung über die Frage de Staat oberhauptes in der Frankfurter Paul -
kirche wurden mehrere Flugschriften und Zeitung beilagen veröffentlicht,62 welche die Frage 
des künftigen Staatsoberhauptes zum Thema hatten. So erschien im Januar 1849 der Au zug 
einer Schrift de Franzo en Alexandre Weill 63 mit dem Titel de l'heridite du pouvoir, welche 
in Frankreich - dem Herau geber des Flugblatte zufolge - große Auf ehen erregt habe. Diese 
Schrift be chäftigte sich mit der Frage der Herr chaft und ver uchte den Le er mittel eine 
Katechi mus zu überzeugen, da die Ordnung in der Form erblicher Gewalt und Freiheit in 
der Form von Demokratie die beiden Grundpfeiler seien, auf welchen ich der ideale Staat auf-
bauen ließe: 

Es gibt einfache politische Fragen von höchster Wichtigkeit, welche, um begriffen ::.u werden, durchaus 
wie mathematische Aufgaben behandelt werden müssen: Die Frage über die Herrschaft gehört hierher. 

Jedermann gibt zu, daß der Bestand und die Wohlfahrt des S1aa1es auf der Ordnung und auf der Frei-
heit beruhen. Nun : 

Ist die Ordnung möglich ohne Freiheit? 
Ja. Beweis hie,für sind die absolutistischen Staaten, welche, seien sie republikanisch oder monar-

chisch, ohne Freiheit bestehen. 
Ist Freiheit möglich ohne Ordnung ? 
Nein. Weil überall die Freiheit ohne Ordnung in Chaos und Anarchie ausartet. 
Was folgt daraus? 

61 Ebd., Blatt 203 . 
62 Vergleiche dazu etwa die Rede Bassermann welche am 16. Januar 1849 in einer Extrabeilage zur „Mannhei-

mer Zeitung" er chien. Darin trat Ba sermann für eine kon titutionelle Monarchie mit einem Erbkai ertum ein , 
ebd., Blätter 156 f. 

63 Alexandre WeiII war franzö i eher Publizi t und wurde am 10. Mai 1811 im el ä s i chen Schirhoffen geboren. 
Nach einem Studium chrieb er zunächst für deutsche Zeitungen . Später arbeitete er für verschiedene franzö-
sische Blätter, wie etwa für Louis Blancs Revue du Progres, für die Democratie pacifique oder für die Presse. 
Neben einer journalisti chen Tätigkeit verfasste er auch eine große Anzahl von Flug chriften mit tage politi-
schen Themen, so etwa le Genie de La monarchie ( 1849) oder Republique et Monarchie (1848). Weil! tarb am 
18. April 1899 in Pari . La grande encyclopedie. lnventaire rai onne de cience , de lettre et de arts. 31 
Bände. Hg. von CAMILLE F. DREYFUSS und A DRE BETH ELOT. Paris 1885- 1901, S. 1 196. 

149 



daß die Ordnung nicht die Tochter ist, sondern die Mutter der Freiheit ... 
Wer verbürgt die Ordnung? 
Die Staatsgewalt. 
Was ist diese Gewalt? 
Hier stehen wir vor der Hauptfrage. Wir sehen da -:,wei Wege; der eine breit und groß führt gerade -:,um 

Ziele. zur erblichen Gewalt; - der andere gelangt auf Umll'egen über Abgründe und Felsen -:,ur Wahl-
herrschaft. - Wir haben nun aus der Geschichte und aus der Vernunft -:,u beweisen, daß die Wahlherr-
schaft nicht die Ordnung verbürgt. 

Allgemein wird angenommen, daß eill Gott ist, und daß, wenn keiner wäre, er erdacht werden müsste. 
Die Atheisten leugnen Gott nur um ihre Personen an seine Stelle z.tt set-:..en. Der Atheismus ist die Selbst-
sucht, der vergrößerte Stolz im Menschen. 

Und so wie mit der Ordnung in der Welt, in welcher Gott waltet, so ist's mit der Ordnung in einem 
ihrer Theile, im Staat. Nur haben hier die Menschen die öffentliche Gewalt, - dargestellt durch das Ge-
nie, - da dieses nicht immer da ist, wie Gott in der Welt, - ewig erdacht, indem sie dieselbe mittelst der 
Erblichkeir bleibend, dauernd erklären. Wer dies leugnet ist ein politischer Atheist, der will die Gesell-
schaft seinem Stol-:, - aus lgnoran- - oder seiner Persönlichkeit - aus Eigendünkel - -:,um Opfer bringen. 
- Die Erblichkeit der Gewalt allein stellt in der Thal die Ord!lung dar ohne Unterbrechung. Ohne diese 
fleischgewordene Ordnung hat nichts Bestand. Einerlei ob sie durch ein Genie, einen Menschen, ein Ding, 
ein Zeichen dargestellt sei; ein Sessel, ein Thron genügt. Wesentlich ist nur, daß die Idee der Ordnung im-
mer gegenwärtig und unvergänglich sei, damit ihr Leuchten uns immerdar auf dem Weg der Freiheit er-
halte. 

Ob man Gott als Jude, als Katholik oder als Protestant verehre, er 1rird doch immer bleiben, was er 
ist. Ebenso verhält sich 's mit der Ordnung im Staat. welche den Thron einnimmt. Über den politischen 
Parteien erhaben, ist ihr einerlei, ob im Namen der Arisrokrarie. der Bourgeoisie oder der Demokratie 
regiert werde, wenn nur sie, die Ordnung immer bleibt, was sie ist. So soll die Ordnung im Staat, darge-
stellt durch die Gewalt, unveränderlich, unverlediclz sein, heilig und ewig wie die Gottheit. Und wie die 
Gell'alt als solche den Thron einnimmt, so soll die Freiheit regieren. 

Die Gewalt als Throninhaberin ist die Erblichkeit. Die Freiheit als Regierung ist die Wahl, das allge-
meine Stimmrecht. Die Freiheit ist in der Thar nicht unveränderlich. Sie kann nicht, wie die Ordnung mit 
Jehova sagen: Ich werde immer sein, was ich bi11. Die Freiheit wechselt mit den Interessen, de11 Zeiten, 
dem Klima, den Sitten der Völker, sie ist die Frucht des Bodens und des Augenblicks. Die Ordn11ng da-
gegen ist nicht vergänglich, nicht örtlich. sie ist überall, wie die Gotrheit, deren Ausfluss sie ist. Die Frei-
heit, oder mir anderen Worten die Wahl durch das allgemeine Stimmrecht, - das ist die Demokratie; die 
Ordnung, d. h. die erbliche Gewalt, das ist die Monarchie. Und da die Ordnung für sich allein, darge-
stellt in der erblichen Gewalt, in Despotie ausarten kann. so muss sie notlnvendig beschränkt sein durch 
das allgemeine Stimmrecht, dargestellt in der Demokratie und Freiheit. 

Derart ll'ird die Ordnung thronen und die Freiheit regieren.M 

Weiter unten im Text warnte Weill vor einer reinen Demokratie und unterstrich seine Meinung 
mit einer Reihe von negativen Bei pielen. So behauptete er, das die Mas en niemal ein Ge-
nie an die Spitze wählen würden. Stattdessen brächten ie gewalttätige Tyrannen und elende 
Schmeichler an die Macht. 65 Des Weiteren versuchte er zu widerlegen, dass allgemeine 
Stimmrecht und Erbmonarchie nicht kompatibel seien, und betonte die otwendigkeit einer 
Erbmonarchie für die Stabilität eines Staates: 

Nicht allein darf und kann die allgemeine Stimmgebung eine erbliche Monarchie einset-:,en, sondern ohne 
diese Gewalt würde selbst die allgemeine Stimmgebung ihrer Friichre nicht la11ge e,freuen. Die verän-
derliche vergängliche Freiheit kann nur solange bestehen mir der unveränderlichen, beständigen Ord-
nung ... Die O,dnung, als erste und le1-te Bedingung der Gesellschaft, stellt vor allem die Pflicht da,: 
Die Freiheit dagegen, nur erst aus der Ordnung hervorgehend, stellt das Recht dar. Die Gesellschaft aber 
ru/zr vorweg auf der Pflicht, ihrer Anerkennung und E,fiillung. Das Recht fängt erst an nach vollbrach-
ter ?_fiicht ... Überall in der Natur sehen wir Gegensätze; der Mensch ist eine Verbindung von Himmel 
und Erde, Leib und Seele; so in der sinnlichen Welt; sollte es in der moralischen, in der politischen cm-
ders sein? Kann im Widerspruch mit den göttlichen Gesetzen eine absolute politische Form fiir sich 
allein bestehen? Wo ist die reine Demokratie, die absolute Gleichheit Aller, welche Bestand gehabt und 

6-1 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blätter 15-1- f. 
65 Ebd. 
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dauernd Cwes hervo,gebracht hätte ? Übera ll war dieselbe 11ur ei11e Kriegsmaschine, oft eine niit::,liche; 
aber 11ie111als war sie eine er::,euge11de. schaffende, erhaltende Form. Ihr natürlicher Cegensat::, ist die 
Monarchie. Die Demokratie ist das Herz der Nation, die Monarchie soll der Kopf sein. Dürfte man beide 
nicht vereinigen können ::,u einem harmonischen Ca11::,en, aus dem alles Gute, Große, Edle, Schöne, Nüt::,-
liche hervorgehe ? - Dieser Krieg der Demokratie u11d der Monarchie nur ist ·s. der Frankreich hindert 
glücklich ::,u sein. 66 

Weil! Abhandlung über die politische Situation in Frank.reich und se in Eintreten für das Erb-
kaisertum tauchte bewu st in einem deutschen Flugblatt auf, da in Deut chland zu jener Zeit 
die Frage nach der Form de künftigen Staat oberhaupte di kutiert wurde. Der Brückenschlag 
zu Deutschland erfolgte in einem Nachtrag, in welchem der anonyme Herau geber des Flug-
blattes die Demokratie al den chlirnm ten Feind für die Einigung Deut chlands ah und eine 
tarke Zentralregierung mit erblicher Gewalt forderte. 

Eine andere Meinung kam in einem Flugblatt in Form einer Adres e zum Au druck, wel-
che vorn Vor tand de katholi chen Hauptverein Baden. herausgegeben wurde, nachdem die 
Form de Oberhaupte fe t tand. Der Verfa er. von religiösen Vorbehalten geprägt, befürch-
tete, das die Dominanz Preußen zunehmen werde, und da s es zu einer Spaltung der deut-
chen ation kommen könnte. Er prote tierte daher gegen den Beschluss der ationalver-

sarnrnlung zur Errichtung eines preußisches Erbkai erturns: 

Hochdieselbe hat am 27. Mär::, mit ei11er Mehrheit von vier Stimme11 die Errichtung eines erblichen 
Kaiserthums im deutschen Reich, welche friiher zweimal bei der Abstimmung verwo,jen worden war, be-
schlossen, und am anderen Tag die Würde eines Erbkaisers der Deutschen S,: Majestät dem jetz.t regie-
renden König von Preußen übertragen. Dieser Schritt hat uns, wir gestehen es offen, überrascht und 
schmerzlich ergriffen. so gern wir unsere Verehrung für die Person des Königs aussprechen ... 

Durch die Art. wie die Verfassung zu Stande gebracht wurde, und durch Bestimmungen derselben sind 
aber eine Menge Interessen des deutschen Volkes verlet::,t. Durch sie und durch das preußische Erbkai-
sertum ist Österreich mit acht und dreißig Millionen Einwohnern von Dewschland ausgeschlossen. Stall 
der Einheit deut eher Nation haben wir die Spaltung und eine größere Trennung al -ur Zeit des Bun-
destages ... Die Ve,ja sung gewährt keinen Bundesstaat ll'ie die Nation ihn will. sondern einen Einheits-
staat - die deutschen Länder werden preußisch und unser a/lverehrter Großherz.og, der in deutscher Ge-
sinnung immer 1·orangega11ge11, 1viirde ::.u einem preußischen Landpjleger herunter.sinken, wir werden 
aber als treue Bürger die Rechte seiner Krone 1•erteidige11. Wir verlangen eine gemein ame Regierung 
des gan::,en deutschen Staates und somit das vorgeschlagene allein mögliche Direktorium mit einem Staat 
und einem Volkshaus. 67 

Ein anderes Flugblatt in Form eines Spottliede richtete ich nicht explizit gegen das System 
der Erbmonarchie, warnte jedoch vor einer Wahl Friedrich Wilhelms IV. von Preußen zum 
deut chen Kaiser und brachte das Missfallen über die Wahl des preußi chen Königs zum Au -
druck. Die Motivation für ein solche Missfallen war bei diesem Flugblatt eine völlig andere 
als bei jenem, welche der katholische Hauptverein von Baden herausgegeben hatte. Da 
Spottlied endete rnü den Versen: 

/. Da kam von Frankfurt der Cagem 
Die Kaiserkrone im Sack 
Und dieser rieth ohne Zweifel: 
,, Man jage den Reichstag zum Teufel " 
,, Und wrangle das Lumpenpack" 

2. Dies geschah und man arretierte 
Zu hunderten ringsum nun 

66 Ebd. 

Die freisinnigen Deputierte: 
Friedrich Wilhelm oktroyirte 
Eine schlechte Constitution, -

67 Ebd. , Blatt 203. 
68 Ebd .. Blatt 205. 

3. Doch Friedrich Wilhelm der Vierte 
Wird des Volks- Verraths angeklagt 
Schuldig schnöder Herrschbegierde 
Sei verlustig seiner Würde 
Und dann aus dem Land verjagt 

4. Der Himmel möge uns schiit::,en 
daß er nicht Kaiser werd '. -
Der ließe Deutschland knebeln 
Von Wrangeln niedersäbeln 
Mit dem geschliffenen Schwert 68 
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Die e Flugblatt beschäftigte sich hauptsächlich mit der politi chen Situation Preußens. So be-
zog e sich auf die Verhängung des Belagerungszustandes und die gewalt ame Auflö ung der 
Nationalversammlung durch Friedrich Heinrich Ernst Graf von Wrangel, auf die durch Fried-
rich Wilhelm IV. aufgezwungene Verfassung und auf den Waffen tillstand von Malmö. Erst im 
letzten Vers kam das Spottlied auf die eventuelle Wahl Friedrich Wilhelm IV. zum deutschen 
Kaiser zu sprechen und warnte vor seiner Knechtschaft, die mit Beispielen in den vorherge-
henden Versen dargestellt wurde. 

4.3.3. Die Wahlrecht frage 
Neben der Frage nach der Per on des Staatsoberhauptes und den Auseinandersetzungen um 
die groß- oder kleindeutsche Lö ung löste die Wahlrechtsfrage in der Nationalversammlung 
heftige Disku sionen aus. Sie waren geprägt durch das unter chiedliche Standesbewusstsein 
bei J)beraJen und Demokraten. Die Liberalen traten für eine Be chränkung des Wahlrechtes 
ein, um einen ozialen Um turz zu verhindern und der MittelkJa e den überwiegenden Ein-
fluss im Staat zu sichern. Dabei gingen sie von der Annahme au , dass ich der Mittel tand 
durch oziale Reformen erheblich verbreitern und auf einen großen Teil der Bevölkerung au -
dehnen ließe. Die Demokraten hingegen forderten das allgemeine und gleiche Wahlrecht, weil 
ie überzeugt waren, das ich dadurch die unteren Schichten in die bürgerliche Gesellschafts-

und Staatsordnung integrieren ließen. Der Verfa ungsau schuss, welcher von den Liberalen 
dominiert wurde, legte einen Wahlgesetzentwurf vor, der zwar ein direktes Wahlverfahren, 
jedoch ein chneidende Stimrnrechtsbe chränkungen vorsah. So durften etwa Handwerkerge-
ellen, Fabrikarbeiter, Tagelöhner und Dienstboten nicht wählen. Es zeigte sich jedoch, dass 

die er Vorschlag in der Nationalver ammlung keine Chance hatte. Die Vorlage wurde mit 
großer Mehrheit bei einem Stimmenverhältni von 422 zu 21 abgelehnt. AngeAommen wurde 
gegen den Wider tand der Liberalen da allgemeine und dir kte Wahlrecht.69 

Die Disku sion um die Form de Wahlrecht piegelte ich auch in den Flugschriften wider, 
wenngleich auch weniger al andere politi ehe Themen. Al Argument gegen da allgemeine 
Wahlrecht wurde oftmal die Gefahr von sozialen Unruhen angeführt. So verwies etwa Bas-
sermann in seiner bereits erwähnten auf einem Flugblatt abgedruckten Rede70 auf das Nega-
tivbeispiel Frankreich, wo ein allgemeines Wahlrecht herrschte und es im Juni 1848 wegen der 
Schließung der Nationalwerkstätten zu Arbeiterauf tänden gekommen war. Um seine Au age 
zu unter treichen führte Ba ermann Belgien al po itives Gegenbei piel an , in welchem e ein 
Zen u wahlrecht gab und wo e , trotz der gemein amen Grenze zu Frankreich ruhig geblie-
ben war. Ganz anderer Meinung war da demokrati ehe Central-Comite. Bereits vor der Bil-
dung der Nationalversammlung veröffentlichte e ein Flugblatt das die Abschaffung aller Vor-
rechte, welchen Namen dieselben tragen mögen, insbesondere des Adels, der Privilegien des 
Reichthums (Census) und der bevorzugten Gerichtsstände, und die Ersetzung derselben durch 
ein allgemeines Staatsbürgerrecht enthielt. 71 

Die Disku sionen um das Wahlrecht fanden nicht nur während des Prozesses der Verfa -
ung gestaltung statt, sondern auch noch nach der Annahme der Verfas ung durch die Natio-

nalver amm]ung als e um die Anerkennung der Verfa ung durch die einzelnen Länder ging. 
Da Flugblatt de provi orischen Lande aus chu se der Volksvereine vom 23. April 1849 be-
zog sich auf den Wahlrecht entwurf, den das badi ehe Mini terium den Kammermitgliedern 
vorgelegt hatte, und kriti ierte ihn unter anderem wegen de pa siven Wahlrecht in die Er te 
Kammer, das vom Einkommen abhängig ein ollte: 

<>9 H EIN (wie Anm. 57), S. 115 f. 
10 Vgl. StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1. Blätter 180 f. 
71 Ebd ., Blatt 44. 
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Dieser Wahlrechtsgesetze11tw11rf ist ein Hohn gege11üher den Forderungen des badischen Volkes, gegen-
über den Bedürfnissen der Zeit. 

Nach diesem Entwurfe ist das verpönte alte Zweikammersystem beibehalten. Die erste Kammer soll 
gleich der früheren ein Hemmschuh gegen alle zeitgemäße Forderungen des Volkes sein. sie soll aus 33 
Mitgliedern bestehen, welche zwar nicht mehr l'Orzugsweise adelige Herren zu sein brauchen, die aber 
viel Geld. viel Geld besitzen und 40 Jahre alt sein müssen. 

Nach dem Beispiele des vom französischen Volke vertriebenen Königs Louis Philipp soll eine Geld-
aristokratie den größten Ei11jhif3 auf die künftige badische Geset::.gehung und Venvalrung üben, eine 
Geldaristokratie, die in ihrer unsäglichen Gewinnsucht und ihrer steten Angst vor dem Verluste ihres 
Mammons taub sein wird gegen jede billige Forderung der Zeit. Statt Standesbevorrechtung kommt man 
nun mit einer Klasseneintheilung des Bürgers ... 

Wir protestieren, um für alle Zukunft die Schmach und den Vorwu,f ::,urückzuweisen, als hätte das ba-
dische Volk eine solche unter der Herrschaft der Bajonette \lorgenommene Handlung stillschweigend hin-
genommen 72 

Der Landesausschuss der Volksvereine war der Meinung, dass der Wahlgesetzentwurf der ba-
di schen Regierung dem allgemeinen Wahlrecht der Reichsverfassung widersprechen würde. 

4.4. Das Parlament und seine Abgeordneten 
Die Beschlüsse und die Abgeordneten des Bundestages in Frankfurt, des Vorparlamentes, der 
Frankfurter Nationalversammlung oder de Landtages in Karlsruhe waren immer wieder das 
Ziel von Flugschriften. Die Flugschriften nahmen dabei die Funktion einer politi schen Ge-
genöffentlichkeit 73 ein, welche auf die institutionalisierte politische Öffentlichkeit des Parla-
mentes einzuwirken suchte.74 

4.4. l. Kritik an den parlamentarischen Vertretern 
Mit der wach enden politischen Unzufriedenheit nahm die Kritik an den parlamentari schen 
Vertretern zu. Dabei wurde oftmals die Distanz zwischen Volksvertretern und Volk themati-
siert. Es wurde vor aJlem kriti siert, dass sich die Volksvertreter nie für die Belange des Volkes 
eingesetzt hätten oder sich nicht mehr einsetzen würden . 

Der Inhalt eines Flugblattes bezog sich direkt auf den deutschen Bundestag in Frankfurt, der 
nach dem Wiener Kongres gebildet wurde und unter österreichischem Vorsitz stand. Er war 
keine Volksvertretung, sondern bestand aus Gesandten, die von den Fürsten ernannt und nach 
Frankfurt geschickt wurden. Aus diesem Grund sprach das Flugblatt den Abgeordneten auch die 
Legitimation ab, die Interessen des Volkes zu vertreten und forderte sie zum Rücktritt auf, damit 
an ihrer Stelle frei gewählte Männer die Geschicke Deutschlands lenken könnten (Abb. 2).75 

Aber auch die Abgeordneten eines frei gewählten Parlamentes waren nicht gänzlich gegen 
Kritik gefeit, wie den Flugblättern der badi schen Volksvereine zu entnehmen ist: 

Mitbürger! Die gegenwärtige Ständeversammlung entspricht nicht mehr den Bedingungen einer Volks-
vertretung, wie sie nach den Anforderungen der Zeit und den fortgeschrittenen politischen Bedürfnissen 
des Volkes geboten ist. Sie stützt sich in ihrer ganzen Zusammensetzung auf Grundsätze, deren Herrschaft 
bereits seit einem Jahre aufgehört hat. Das Volk hat seinerseits Schritte getan, um sich gegen das Unrecht 
zu schützen, welches aus der fortgeset::Jen Thätigkeit einer solchen Versammlung hervorgehen muss; es 
hat in zahllosen Adressen an die zweite Kammer die At,(/7.ösung der bestehenden Ständeversammlung ver-
langt. Die zweite Kammer hat bis auf den heutigen Tag diesem gerechten Begehren des Volkes ihren hart-

12 Ebd. , Blatt 22 1. 
73 Vgl. J ÜRGEN H ABERMAS: Strukturwandel der Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der bürgerlichen 

Ge ell schaft. Berlin 1962, S. 122 ff. Habermas behandelte dabei die Entstehung der parlamemari schen Öffent-
lichkeit und die Bildung ei ner Gegenöffentlichkei t zu Begi nn de 18. Jahrhunderts in England. 

74 SIGRID W EIGEL: Flugschriften 1848 in Berlin . Versuch zu ei ner politischen Literaturgeschichte deutscher Flug-
schriften in der Dialektik von bürgerlicher und nicht-bürgerli cher Öffentlichkeit. Hamburg 1977, S.130 ff. 
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btut(d)tn funbt.ata9.G9tf anbttn 
JU iranffuri am mlain. 

yabt ~udj unterm 1. IDlär3 öffentHdj an bas beutfcye moff gelt)en'oet, nadj~ 
bem 3~r 3a'(,r\epen'oe '(,inburdj im @epeimen ee t>enat9en. 3!,r fit9lt ben ~oben untet 
~uem ßü~en lt)anfen, unb in 'oief er 5Sebrängnifj gebt 39t une gute morte. 39t 
9aot un5 alle ffrei9eiten genommen, lt)e{cye 39r uns 9ättet geben f ollen. {fodj t,e~ 
banfen lt)ir baojenige <69jlem ber 5Set>ormunbung, unter beff en ~inf[uß unf er m309& 
1fon'o f o f cyn,er gelitten 9at. "39r 9abt 'oie 5Siföun9 bes morfä mit aUer @elt)ii{t 
9e9emmt. 3Pr f ei'o nicyt 'oie ID?änner unf eree mertrauene, ,39r bifbet fein Drgiin 
ber nationalen unb politif cyen ~in9eit '.l)eutfcyfon'os. 

'.l)er molfalt)i~, lt)efr~er ~ure merf ammlung ~unbeenetdjt nennt, 9iit ~ucy 9etic6"' 
tet. ~ure ßeit ifl t>onioer. '.l)ie eleftdfiye 2Birfung ber aller Drten ~ert>orbrecyent>en 
gro~en morfser'(,eoungen fann in ~udj nur 'oie ßucfungen ber töbtlicyen $rtanf~eit, 
nidjt bie frif djen ~elt)egungen ber @efunb9eit '(,eruorrufen. 

merfaff ungsmä~ig berufen, fitr bie ~r'(,altung ber innetn unb äupern Sidjer~elt 
'.l)eutfq,fon'oo 3u f orgen, - ~abt 3vr mitten im ~rieben einen $rricgs3uflan'o im 
3nnern '.l)eutf cf)fon'os 'ourdj ~ure frei9eito1i,ibrigen ID?aijregdn 9ert>or9erufen, 39r 9a'6t 
bie $ferfer 9ef11Ut mit 'oen ebefnen ID?ännem unf eree molfee unb beren $rerfermeifler 
geprief en, 39r 9abt 9atb ,füo:em6ur9 09ne @scyn,ertjlreidj abgetreten, unb Sdjfeelt){g"' 
j)olflein ben ~ngdffen bee '.l)änenföniga f dju~!oe ofoegejleUt. 

mlopl beru'(,t auf 'oer mntracf)t 'oer '.l)eutf cyen bie frieblic~e un'o freubige ~ntlt)idfung 
unfereo materfonbs. '.Docp 3~r fönnet 'oief e ~intracpt nicpt förbern, burcp ~ucp fönnte 
~e nur gejlört werben. 

X>arum t>erfo~t 3~r 'oen Si~ 'oee beutfcpen 5Sunbes unb räumt benf el6en 6effern 
IDlönnern ein. IDief e werben 3u einem beutfd;en S}Jarfoment t,ereinigt, '.t)eutfdjfan'o 
auo bem @:iumpfe retten, in welcf)en 3~r ee ge't>rängt ~a6t. ~in 'oeutf ~ee spiirfoment 
bon frei 9elt)ci9lten ID?ännern wirb bann bie @ef~ide '.l)eutf djfonbe Ienfen unb gettagen 
bur~ baß mertrauen beo beutfdjen morfeß 'oie Sti\rme 'oie une '6ebro~en, 6eru~i9en unb 
bie $reime fünftiger @röße entn,icfeln, n,el~c ,3pr nur 3u moben treten fonntet. 

'.l)rum fort mit @ucy, fort, 3~r ~unbeetagegef iin'oten l ~ure (Sonne i~ gefunfm. 
'.l)eutfdjfonb, ben 4. ID?är3 1848. 

Abb. 2 Flugblatt vom 4. März 1848. Der Inhalt bezog ich auf den deutschen Bunde tag in Frankfurt. Die Flug-
schrift prach den Abgeordneten die Legitimation ab, die Interessen des Volkes zu vertreten und forderte ie zum 
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näckigen Widersrand entgegen geset::.r; sie Jähri fort, in Gemeinschaft 111it der Adelskammer, deren län-
geres Bestehen mir der Aufhebung der Srcmdes, orrechte unl'ereinbar ist, iiber die Interessen des Volkes 
zu verhandeln und Beschlüsse ::.u Jassen. Das Volk ist nicht schuldig, Geset::.e von denjenigen anzuneh-
men, die es nicht mehr als die Vertreter eines Willens anerkennen kann; es hat aber das Recht, mit allen 
Kräften dahin -;,u strebe11 , die Wirku11g und Bedeutung solcher Geset-;,e zu schwächen und wo möglich ::.u 
vemichten; es har das Recht, sich 11011 jeg.licher politischer Handlung "Uriick::.1dehen, durch \\'eiche der 
bestehenden Ständeversammlung in ihrer 1•olksfeindlichen Wirksamkeit irgend wie Hülfe geleistet oder 
auch nur der Schei11 eines Rechtes eingeräumt werde. Der prov. Landes-Ausschuss fordert das Volk auf, 
von diesem Rechte seinen Gebrauch ::.u machen. 76 

Mit dem Aufruf zum zivilen Ungehorsam reagierten die Volksvereine auf die Tatsache, dass 
die badi chen Kammern immer noch diejenigen waren die aus den Wahlen von 1846 hervor-
gegangen waren. Au die em Grund verlangten die demokrati chen Volksvereine mit einem 
Petition turm deren Auflö ung und forderten Wahlen für eine verfa unggebende Versamm-
lung nach demokratischem Wahlrecht. Dieses Flugblatt ist in die em Zusammenhang zu sehen. 
Es spiegelte die politi ehe Situation jener Zeit wider. So kriti ierte e die unzeitgemäße Zu-
ammen etzung der Ständeversammlung, ihre fehlende Volksnähe und kündigte takti sch-poli-

ti sche Maßnahmen an, die zur Auflösung der Ständever ammlung führen so llten.77 

Auch die Abgeordneten de Frankfurter Vorparlamente zogen Kritik auf ich. In einem 
Flugblatt wurde zur Wach ·amkeit gegenüber dem Aus chu s der orbereitenden ationalver-
sammlung aufgerufen, da die Vertreter de Au schusse den Willen de Volke weder vertre-
ten noch beachten würden. Der Verfasser kriti sierte, da die Mitglieder des Vorparlamente 
nicht vom Volk gewählt worden waren, sondern größtenteils aus Mitgliedern der Landtage 
bestanden . Er sprach ihnen deshalb die Legitimation ab, die wahren Interessen de Volkes zu 
vertreten. Die w nigen , die einer Meinung nach die lntere en de Volkes vertreten würden, 
waren Angehörige der demokrati schen Linken, die nicht in den Ständever ammlungen vertre-
ten waren und zum Teil im Exi l gelebt hatten.78 Die Vertreter de Vorparlamente waren in der 
Tat nicht vom Volk gewäh lt worden , sondern waren von der Heidelberger Versammlung79 auf-
grund ihrer Funktion als ehemalige oder gegenwärtige Mitglieder der deut chen Landtage oder 
als Notabilitäten, mei t Angehörige der demokrati chen Linken, der bi her nicht in den Stän-
deversammlungen vertretenen politi chen Bewegungen eingeladen worden. 80 

4.4.2. Kritik an der parlamentari chen Arbeit 

Nicht nur die Legitimation der parlamentarischen Vertreter wurde kriti sch beleuchtet, sondern 
auch deren Arbeit wurde unter die Lupe genommen. So er chien im Juli 1849 ein Flugblatt in 
der Form eine Dialoge zweier Freunde, welche die politi chen Ereigni se um die Frank-
furter ationalver ammlung und die Ablehnung der Kai erkrone durch den preußi chen Kö-
nig Revue passieren ließ: 

Paul: So bist Du kein Freund der Nationalversammlung, die ::.u Frankfurt getagt hat ? 
Werner: Ja und Nein. Denke ich daran ::.uriick, wie das deutsche Volk so laut nach einer größeren Ein-
heit verlangte. wie tief es die Zersplitterung empfand, die unser Vaterland im fl111 ern ::.erriss und die Ge-

76 Ebd .. Blatt 220. 
77 So forderten die Volksvereine. dass sämtli che Vertreter der Volk partei au der Kammer au treten sollten. da 

ämtliche Wahlbezirke ihre Abgeordneten au der Kammer zurückrufen ollten, da ich ämtliche Wahlmän-
ner der Volkspartei einer Wahl weiterer Abgeordneten zu enthalten hätten und dass sämtli che Bürger Badens ge-
gen die Be. chlüsse und Ge etze der bestehenden Ständever ammlung Verwahrung ei nlegen sollten. 

1s Ebd., Blau 15. 
79 Am 5. April trafen sich in Heidelberg 51 liberale und demokrati ehe Politiker aus dem Rhei nland, um über die 

Kompetenz der geplanten ationalver ammlung und über die Ge talt der künftigen Reich verfas ung zu di ku-
rieren. M an verabschiedete eine gemeinsame Erklärung, in welcher man ich für da Prinzip von Freiheit, Un-
abhängigkeit und Selbstbestimmungsrecht aller ationen bekannte. Zudem wurde eine Siebcner-Kommi sion 
gebildet, welche das Vorparlament organisieren sollte. 
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ringschät :::,wzg, mit welcher der deutsche Name im Auslande behandelt wird. und wie es nun im verflos-
senen Jahre die besten Männer wählre. die es :::,u haben glaubte. und sandte sie nach Frankf urt, sie möch-
ten in Gemein chaft mit den Regierungen wieder eine Einheit schaffen und sollten dem Deutschen wie-
der ein gemeinsames Vaterland geben und . ollten den deutschen Namen wieder zu, Ehren bringen über 
die Gränzen hinaus und j enseits der Meere, und stelle mir vo,; wie alle Hoffnungen so nach Frankfurt 
schauten und edle Männer den Wünschen der Nation auch dort einen heiligen Nachdruck verlieren -
siehst Du, dann war ich wohl ein großer Freund der Frankf urter Versammlung. Sehe ich aber nun, was 
aus dieser Versammlung geworden, sehe ich, wie sie geendet und durch wessen Schuld sie so geendet. 
denke ich daran, wie alle edlen Männer sie allmählich verließen und wie das Werk, das geschaffen wer-
den sollte, Ferstümmelt und entheiligt ward von den Feinden des Vaterlands in ihrem eigenen Schoße, und 
erinnere ich mich, welche Leidenschaften dort offen und im Verborgenen gespielt und welches Ziel dieje-
nigen ve,fo lgten, welche bis :.ulet:::,t noch beisammen blieben: - nun, in Wahrheit, dann kann ich kein 
Freund mehr der Frankfurter Versammlung sein.81 

Mit der Bildung der Nationalversammlung gingen zunäch t große Hoffnungen auf einen 
grundlegenden Wandel Deutschland hin zu einem demokrati schen National taat einher.82 Die 
Ab age Österreich an einen gemein amen großdeut chen Staat und die Ablehnung der Kai-
serkrone durch Friedrich Wilhelm IV. führten schließlich dazu, dass die hochge teckten Er-
wartungen in die Nationalver ammlung unerfüllt bleiben mu ten. Sie gipfelten darin, da s 
sich die Nationalver ammlung aufzulösen begann, bis schließlich ein Rest, hauptsächlich aus 
den Linken bestehend, als Rumpfparlament nach Stuttgart zog. All dies bewirkte ein sinken-
des Ansehen der ationalver ammlung in der Bevölkerung. 

Interessant ist in diesem Zu ammenhang auch die Schuldzuweisung für das Scheitern der 
Nationalver ammlung. Im eben zitierten Flugblatt wurde die Nationalver ammlung elb t für 
ihr Scheitern verantwortlich gemacht. Be onders die Linken wurden beschuldigt, weil ie in -
geheim für die Republik eintraten und Unruhe im Volke stifteten: 

Paul: Durch wessen Schuld meinst Du -denn, hat die Nationalversammlung so traurig geendet? Sind es 
nicht die Fürsten gewesen, welche das große Einigungswerk gestört haben. 
Werner: Ihren Theil mögen sie auch daran haben, aber die Hauptsache lag doch an der Versammlung 
selbst. Zunächst war es wohl eine Überhebung, daß sie glaubten, ihnen stände das letzte Wort zu, auch 
wenn die Fürsten anderer Meinung währen, und müssten dann mit Gewalt die Sache durchsetzen. Nun 
konnten aber die Fürsten so unbedingt nicht zustimmen, wenn sie ahen, wer alles daran mitgearbeitet. 
Denn die von der Linken hätten wohl am liebsten gleich die Republik eingeführt, d. h. die Fürsten abge-
setzt, und sich und ihre Freunde an deren Stelle gebracht. Da ihnen dies nun nicht gelang, und diejenige 
Parthei in Frankfurt die Oberhand behielt, welche noch in alter Treue an den Fürsten hing, und die gern 
wieder einen Kaiser an der Spit:::,e von Deutschland gesehen hätten, wie ehedem, da richteten sie das Kai-
serrhum wenigstens so :::,u, daß Einer sich wohl hüten musste, die Krone anzunehmen, und wenn er ie an-
nahm, mochte er sehen, wie er enden würde. 
Paul: Ja, was die im Schilde führten, das haben wir j et:::,t in Sachsen, in der Pfalz und in Baden so recht 
gesehen ... Damit war, denke ich, der Schleier ihrer Absichten hinlänglich gerissen. 
Werner: Ja, das will ich meinen . .. Sie wollten nicht ein blühendes deutsches Reich, sondern sie wollten 
ein neues Reich der Demokratie stiften, in dem sie und ihre Freunde herrschten, d. h. eine Weile alle 
drunter und drüber gehen sollte. 83 

Damit nahm der Verfasser de Flugblattes Vorurteile auf, die den demokrati chen Linken von 
liberaler und kon ervativer Seite immer wieder gemacht wurden, nämlich, da s die linken Ab-
geordneten versteckte Umstürzler und Demagogen eien, die das Ziel einer Reichsverfassung 
sabotierten, beziehung weise abotiert hätten, um die Republik auf gewaltsame Wei e ein-
führen zu können.84 

81 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 201. 
82 RIBHEGGE (wie Anm. 53), S. 146. 
83 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 201 . 
84 Vgl. ebd., Blatt 208. Die Einen (Republikaner, d. V) nämlich sehen in dieser Verfassung ein Haupthindernis der 

Durchführung ihrer republikanischen Ideen. Sie fürchten die aus dieser Ve,fassung hervorgehende starke Cen-
tralgewalt, welche wiederkehrende Aufstände mit Energie unterdrücken werde. 
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Aber nicht nur die Arbeit im Allgemeinen wurde bemängelt, andern auch einzelne parla-
mentarische Be chlü e und takti ehe Schachzüge einzelner Fraktionen. So kriti ierten der Va-
terländische Verein in Freiburg und die Katholiken Badens die Kai erwahl durch die Natio-
nalversammlung und erhoben in Form einer Adre se Einspruch.85 Oder es wurde in einem 
Flugblatt der deutschen Demokraten gegen die Verzögerung taktik der Rechten prote tiert, die 
am 26. Juni 1848 bei der Abstimmung über die pro i ori ehe Vollzugs- oder Reichsgewalt 
neue Anträge einbrachten, was zu einer Ver chiebung der Ab timmung auf den 28. Juni 
führte .86 

Nicht aJie Flugblätter, die im Zu ammenhang mit den ver chiedenen parlamentari chen Ver-
tretungen ent tanden, enthielten Kritik. E gab auch nterstützung bekundungen: In einer 
Adresse der Bürger chaft von Karlsruhe wurde sowohl der Zweiten Kammer der Ständever-
sammlung das Vertrauen ausgesprochen als auch alle aufgerufen, an der Verfassung festzuhal-
ten und die Ge etze zu respektieren .87 

4.5. Die Darstellung wichtiger Per onen und Ereignisse der Revolution 
4.5. l Friedrich Hecker 

eben den politischen Diskursen der damaligen Zeit fanden in den Flugschriften auch wich-
tige Ereignisse und Personen ihren Nieder chlag, die von ver chiedener Seite kommentiert 
wurden. 

Friedrich Hecker war einer der Protagonisten der Revolution. Er wurde zur Zielscheibe von 
Flugschriften Karikaturen und anderen Medien.88 Hecker war Rechtsanwalt und vertrat als 
demokrati eher Abgeordneter der 2. Badischen Kammer entschieden den Liberali mus und die 
nationale Einigung. 1847 leitete er mit Gu tav Struve die Offenburger Ver ammlung der badi-
schen Liberalen und Demokraten, auf der unter anderem die Aufhebung der Karlsbader Be-
schlüs e und die Bildung einer deut chen Republik gefordert wurden. 1848 rief er zum be-
waffneten Auf tand auf und versuchte mit einem Freischarenzug nach Karlsruhe zu gelangen. 
Al der Auf tand niederge chlagen wurde, floh Hecker zunäch t in die Schweiz, von wo er 
1849 nach Amerika reiste. 1848 wurde er zwar zum Mitglied der deut chen ationalver-
sammlung gewählt, die Übernahme des Mandats wurde ihm jedoch wegen der Teilnahme an 
hochverräte1i chen Aktivitäten verweigert .89 

Carl Chri tian Gottfried Nadler Guckkastenlied vom großen Hecker berichtete per iflierend 
über Heckers Taten in Baden (Abb. 3). Aber auch Hecker selb t wurde beschrieben, wie die 
folgende Strophe zeigt: 

Seht, da steht der große Hecke,; 
Eine Feder auf dem Hut, 
Seht, da steht der Volkserwecker, 
Lechzend nach Tyrannenblut; 
Wasserstiefel, dicke Sohlen, 
Säbel trägt er und Pistolen, 
Und zum Peter 9-0 sagt er: 

85 Vgl. ebd., Blätter 199 und 203. 
86 Vgl. ebd., Blatt 127. 
87 Vgl. ebd., Blatt 50. 
88 So gab e An tecknadeln , Pfeifenköpfe und andere Gegenstände de täglichen Gebrauche mit dem Bildni 

Heckers und Struves. Vgl. 1848/49. Revolution der deut chen Demokraten in Baden. Katalog zur Landesau -
stellung im Karlsruher Schloß vom 28.2. 1998-2.8.1998. Hg. vom Badischen Landesmuseum Karlsruhe. Baden-
Baden l 998, S. 340 ff. und 362 ff. 

89 HEi RICH RAAB: Revolutionäre in Baden 1848/49. Biographisches Inventar für die Quellen im Generallande -
archiv Karl ruhe und im Staat archiv Freiburg. Bearbeitet von ALEXANDER MOHR. Stuttgart 1998, S. 354. 

9-0 Josef Ignaz Peter war ein Freund Hecker und wurde republikani eher Statthalter. Er floh vor den Bunde trup-
pen in die Schweiz, wurde jedoch nach dem Putsch von der badischen Übergangsregierung wieder eingesetzt. 

157 



JJao eudilttt~tlt-Jfttb Utlllt gronttt ttdttr . 

a. 
!\lP4Pmr unb Sdiitfrrhcftr, 

!lfftf, llftbtriQ un) .o<t, 
1111,f i••411tc unf,u1 .f)rdrr. 

!116 n •116 1um li',11,)1< 1•&· 
.f>abro«lfburfdi<n, eltrr•trn, 
!l:.Ulturi, 81uttrn, ft~»ohtttn, t1a,, f•lßf• r•fdi b<DI 3119, 

tllf er frinr :tto111111d fcfilua. 
'Ir 

~-
!l)urdi blt II„ t t~•• a,on ,·,01 1tnnbrni, 

tl11l ~rn•41 [n'f !llfr t1t10•I, 
Unb bo[tlbff Plti m•n brl .!lonbrrn 

!luf 6ol1><1tm •~•• :1 • b r 
Cifrr l!hgcrn, 1tAd<t .()tfft11, 
!!lloUt f~r <Udi tnll {>tcltr m,ffrnV 

IB•grr•, bu ro,..,p 11idil 1uti11f, 
!lllt41 t•di blt !ll,publll! 

G. 
e49ttn \'OODt ' .,41:rfamtnllrtn, 

!D"6 boa rp nldit ,p «f "' e w,t; ,34, [pro<\, rr, ,[oll ,mrfrm, 
,:)di otft m,iu,111 rotl)<n '6nrtlf• -

!ldi ! nun b6rr' man S<l,ü[r lnoUtot. 
ll<nrrol <!109,rn f•~ '""" foll,n -

llnb bcr topl'rt ,l)lndrlDt9 
Sff U trbt dU~ ba~_!!. _ , 

. ... 

7. 
llnb •16 (.11 • ß r fll root grfn!lrn, 

Si•!\ , .. n lribtt ouf t<m :Rbrtn, 
Sut uni lUrn, 

llnfrrn ,~rtn et ra „,1 nn; 'lll•• •••• f~n In lilfttt l,9,n, 
llbtt ••• brG ,OtdtrO 1•r9rn e1,p btr Ob<rnnoon•mo 6cbr, 

!l>tn <!Jtfa119111ci1 t\tftt-'tr frrt. 

C 
r\/'"'f 

...... 
(!Jlad) brfonnrrr '.lJlrlobd 011 fingrn.) 

1, 

(5e~r, b11 flcbr b(r grcuc ,!:)rd'cr, 
G;inr ~l'ber nnf ~rn1 ~nr, 

<Sehr, b,1 flrbt bcr !!Mr~morcfrr, 
icdj,1cu~ uad) ltljr.inucubhtt! 

lID111TcrflicFr(11, bicfr 6c~(rn, 
i5dbcln 1rdgt er uub ~ifh•lrn, 

Unb 0nm ,:)eccr f11grc er: 
,,IJ)uc r fri bu 6tanb,1lrcr!" 

) 
.) 

f ==:_, \ 

> -p-· - _.,. o;,.......r...-·· 
8, 

Rolf«, l11!1tftu,, 6ttu10,t , ~,ur , 
lUt Irin oaon .Ubtrrilt 

@lticbf•oa 4[6 roir llrbcllb.lttt 
:)n bf, fdjon,, fr,i, ~'"ti'-

!Do~ btr 'Uttu, btr f,1n1 roltbtr, 
~<tll blt Sto rt~lt,rfdj,1f1 nltbtr, 

• 'l)um, hmnO er, f<fi, ,untr All, .u., •n'lfrr' f••P mrfn• l!lrbolr.• 

II. 

1 
I 

Obtn brr ~•m Qlüntcrff~•I<, 
,6lourr llf.l•II! unb ~•drn ,..,, 

o.ra 1111 emrm mfl dntm '!Jlalf, 
~ltßcl'i ll>flbtO, lcJ('rtf ([or,f . 

!Ibn unf'rt ,Orf[,nfcbiittn 
eitli<n ftrt tlticbi1n Hlft'!,, 

lhtb bd ([on,f 109 11<fi 1ur6,r. 
\lluo IOor'f Mit trr 9!,pu1111II 

'~-
.)", -·• _~__,_.,-...., 

-~ .... 

17. 
!Ufo lft 'd In &~,n 9•11smj 

'°40 nlcl,t Ptl unb od~t nu~ot, 
'fi!orb ••• !llithAr 9tfORijttt 

~f,91 ,. l!ru<\)f•I .... , IK• er,,. 
3cb, tln 6plrlmon11 M ~m .f> t[fu 
!Dn fi.tnn !t ab c n nhf,r \'ltrgtlftn ' 

1ltr bt• fftlo1u9 oalt9t1Hcfi1' 
{i4bt bltft'f füb n'b.ldjt ' 
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„ Pete1; sei Du Statthalter! " 91 

Hier wurde in Verbindung mit einer Karikatur das gängige Bild Heckers zitiert, das sich in 
einer romantischen Erscheinung als Freischarenführer mit schwarzem Schlapphut, Hahnen-
feder, Blou on und Umhang und bewaffnet mit Schus waffen manifestierte. Die Beschreibung 
Heckers war insofern diffamierend, als dass das übliche Heckerbild dahingehend abgeändert 
wurde, dass es eher dem Bild eine Räuberhauptmann glich. Helmut Hartwig und Karl Riha 
haben in ihrem Buch Politische Ästhetik und Öffentlichkeit auf diese Entwicklung hinge-
wiesen.92 

eben Hecker wurden auch andere Freischärler aufs Korn genommen. So beschuldigte 
adler die Freischärler, General Gagern meuchling ermordet zu haben oder nahm das von 

Jakob Venedey gestreute Gerücht auf, da Georg Herwegh noch vor dem Kampf unter dem 
Spritzleder eine von einer Frau kutschierten Wagen geflohen sei: 9 

,,Ach, Madamchen. that er sagen, 
,,Aus ist's mit der Republik! 
.,Soll ich Narr mein Leben wagen? 
,,Nein! Für jetzt nur schnell -:;uriick! 
,, Lass für meinen Kopf uns sorgen, 
., Komm ich heut nicht, komm ich morgen; 
,.Ach, wie kneipt 's mich in den Leib, 
,, Wende um, mein liebes Weib!'' 

Und Madam hieß ihn ,•erkriechen 
Sich in ihren treuen Schooß 
Denn er konnt' kein Pull'er riechen, 
und es ging erschrecklich los; 
Schi111111elpen11ig ward erstochen 
Manche Sense ward -:;erbrochen 
Und erschossen mancher Mann 
Die ich nicht all nennen kann.94 

Mit so lchen Zeilen versuchte Nadler die Revolutionäre der Lächerlichkeit preiszugeben. Bei 
den Anhängern Hecker machte er sich o verhasst, dass er 1849 beinahe einem Mordanschlag 
zum Opfer fiel.95 

Dass Nadler bei seinen Anschuldigungen keine wegs etwas Neue anführte, sondern be-
kannte Anschuldigungen und Gerüchte aufgriff, zeigte unter anderem eine Gegendarstellung 
de Offizier korp de l. Bataillons, die sich auf mehrer Zeitung artikel und eine Dar tellung 
Hecker über den Tod Gagem bezog: 

Mehrere Artikel in öffentlichen Blättern über das Gefecht bei Kandern, aber namentlich die Behauptung, 
daß 1·011 den hessischen Soldaten zuerst geschossen worden sei, veranlasste das Offizierskorps ... , den Zu-
sammenstoß auf der s. g. Scheideck bei Kandern auf Man11es1vort der Wahrheit getreu ::.11 chi/dem ... 

Auf der Scheideck wurde die Hecker'sche Schaar wiederholt von dem Hm. General v. Gagern zum Ab-
legen der Waffen in eindringlichen, wohlgemeinten,freundlichen, selbst bittenden Worten aufgefordert ... 
Der von der Hecker'schen Seite herkommende erste Schuss, glücklicher Weise ein Prellschuss, traf den 
Hauptmann der Schützenkompanie am linken Arm. Hauptmann Keim und die bei seiner Kompanie ste-
henden Oberlieutenant Becker und Lietttenant Becker, so wie die zum ersten Halb-:;ug dieser Kompanie 
gehörenden Unteroffiziere und Schützen sind bereit, dies eidlich zu beschwören. Jeder vernünftige 
Mensch wird es begreiflich.finden, daß diese auf uns abgefeuerten ersten Schüsse ungesäumt von unse-
ren eigenen Soldaten erwidert worden sind. 

So fiel General von Gagem als Opfer seines Edelmuths und seiner Nachsicht gegen einen in Acht er-
klärten Feind, schmerzlich betrauert von Allen, die während der kurzen Zeit seiner Wirksamkeit Gele-
genheit hatten, die Vorzüge seines Geistes und Herzens hochschätzen und verehren zu lemen. 96 

Zusätzliche Brisanz bekam der Heckerzug dadurch, da s Hecker vier Monate zuvor einen Eid 
auf die badische Verfassung geschworen hatte. Ein Flugblatt nahm ihm da übel und beschul-
digte ihn, auf den Tod Gagems Bezug nehmend, al Hochverräter: 

91 StadtAF, Dvd 7680 RARA , Teil 1. Blatt 152. 
92 HELM T HARTWIG/KARL RlHA: Politische Ästhetik und Öffentlichkeit. 1848 im Spaltungsprozeß de öffentlichen 

Bewu t ei ns. Steinbach und Wißmar 1974, S. 109. 
93 ELFRIEDE U DERBERG: Die Dichtung der er ten deutschen Revolution 1848/49. Leipzig 1930. S. 268 ff. 
94 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Tei l 1, Blatt 152. 
95 J OHN MElER: Volk Ji ed tudien . Straßburg 1917, S. 232. 
96 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 115. 
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Bürgerblut ist geflossen· von den Tapfern, die die Sache des Geset::,es verrheidigren, sind von der Hand 
der Aufrührer Manche gefallen. Der edle Gagem, der Held, welcher bei Leip:;ig und Waterloo für deut-
sche Freiheit gekämpft hat, er der bestimm, war, als Feldherr das Vaterland gegen fremde Sclzaaren i11 
dem unausbleiblichen Kriege -;.11 schüt:;,en, - Gagem ist 1•on de11 K11gel11 ruchloser Hochverräther durch-
bohrt! Hochverräther nennen wir sie. - Oder ist es kein Hochverratlz , wenn der Volksabgeordnete Hecker 
den Eid auf die Ve,fassung vor 4 Monaten geleister und nu11 dieselbe Verfassung mir bewaffneter Hand 
stürzen und -;.ugleich die Soldaten zum Eidesbruch an der kur::, vorher auf Heckers Antrag beschworenen 
Verfassung verleiten will ?97 

Da Flugblatt war ge chickt aufgebaut und versuchte, Hecker mittels einzelner, hervorgeho-
bener Schlagwörter zu demontieren. Dabei bemühte ich der Verfas er de Flugblatte , die 
Demontage zu verstärken, indem er Gagern mit pathetischen Worten zu einem positiven Anti-
poden Hecker hoch tili ierte. 

Die vorhergehenden Textbeispiele täuschen jedoch über die Tatsache hinweg, da Hecker 
äußer t populär war. So schrieb Ulrich Otto in seinem Buch Die historisch-politischen Lieder 
und Karikaturen des Vormär::. und der Revolution von 1848/1849, da noch Anfang der 60er-
Jahre des l 9. Jahrhunderts bei den Schwarzwälder Bauern in der Umgebung von Freiburg zahl-
reiche Heckerbüsten und Heckerbilder zu finden waren.98 E gab auch zahlreiche Lieder, die 
Hecker po itiv bewerteten.99 Eines davon war da so genannte Heckerlied, eine abgeänderte 
Variante von Wilhelm Sauerweins Gedicht Lied der Ve,folgten. Dieses Lied wurde im Jahre 
1848 auf Hecker übertragen und exi tiert in verschiedenen Fa sungen: 100 

J. Sollre Jemand fragen, 
Lebet Hecker noch, 
Sollt ihr ihm nur sagen, 
Hecker hänget hoch, 
Er hängt an keinem Baume, 
Er hängt an kei11em Strick, 
Er hängt 11ur an dem Träume 
Der deutsche11 Republik! 
Und da hängt er ooch.1 

2. Hunderttausend Jahre 
Währr die Knechtschaft schon, 
Nieder mit die Hu11de 
Von die Reaktion! 
Ferschenbl11t muss fließen 

Kniippelhageldick, 
Es lebe hoch die freie, 
Die deutsche Republik! 
Und das lebt se ooclz! 

3. Gebet nun, ihr Großen, 
Euren Purpur he,; 
das gibt rote Hosen 
For der Freiheit Heer, 
For der Freiheit Rechte 
For der Freiheit Reich: 
Mir sein keine Knechte, 
Mir sei11 alle gleich! 
Und das si1111 mer ooch! 101 

Der Grund für Hecker Popularität lag in seiner markanten Au Strahlung, in einer Fähigkeit, 
mit dem Volk zu verkehren und es, wie John Meier schrieb, ,,richtig zu nehmen". Seinen Er-
folg als Redner verdankte er „der Wärme und der inneren Echtheit seiner Überzeugung, und 
sein Idealismus, der zu einem großen Grade unreal und phanta ti eh war er war es in der 
Hauptsache, der ihm die Liebe de Volke erwarb".102 

4.5.2. Gustav Struve 
Gu tav Struve war neben Hecker einer der führenden badischen Revolutionäre. Nach dem 
Scheitern des Heckerzuge floh er nach Basel, wo er mit anderen Exilrevolutionären einen 

97 Ebd. , Blatt 89 . 
98 ULRICH Orro: Die hi tori sch-politischen Lieder und Karikaturen de Vormärz und der Re olution von 

1848/1849. Köln 1982, S. 329. 
99 Vgl. ebd., S. 337 ff. 

IOO M EIER (wie Anm . 95), s. 225 . 
101 Ebd. 
102 Ebd., S. 2 15. 
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neuen Auf tand vorbereitet mit dem Ziel, die Nationalver ammlung in Frankfurt zu prengen 
und eine deutsche Republik zu eITichten. Der Um ·turz chlug jedoch fehl und Struve wurde 
gefangen genommen. Bei der zweiten badischen Revolution im Jahre 1849 wurde Struve be-
freit und für kurze Zeit in die provisori ehe Regierung Brentanos aufgenommen. 103 

Auch Struve fand Beachtung in Flugschriften und Karikaturen, wenngleich seine Popula-
rität weit weniger groß war al die von Hecker. ,.Auf die große Mas e übte er", wie Häu er 
in seinen Denkwürdigkeiten der badischen Rel'Olutio11 chrieb .. ,nicht den Einflu wie Hecker; 
eine kalte, monotone, patheti ehe Beredsamkeit konnte die Gemüther eben o wenig begei-
tern und fortreißen, al eine Per önlichkeit anzog oder Sympathie erweckte." 104 Insge amt 

waren Persönlichkeit und Aktivitäten Struve eher negativ konnotiert. Diesen negativen Wider-
hall belegt da Flugblatt Ein schönes neues Lied von dem iveltberühmten Struwwelputsch, in 
welchem sich Nadler über Struves misslungenen Put. eh im September 1848 lustig machte. 105 

Eine wichtige Rolle spielte in diesem Flugblatt, gleich wie beim Guckkastenlied, die bildneri-
che Komponente. Da Flugblatt zeigt Struve ganzfigurig in der Heckertracht an einem Tisch 

mit Tintenfass und Schreibfeder itzend mit dem Gewehr zwi chen den Beinen und dem 
Heckerhut vor ich auf dem Boden. Daneben i t ein offener Geldka ten abgebildet, der eine 
Anspielung auf die von Struve erpre sten Gelder dar teilen olJ. 106 Lustig machte sich da 
Flugblatt auch über persönliche Eigenschaften Stru e . So spielte e mit den Ver en Lebt als 
Turner frei und frisch,/ Und isst weder Fleisch noch Fisch auf die Tat ache an. da s Struve 
überzeugter Vegetarier war und keinerlei alkoholische Getränke zu ich nahrn. 107 

Struve war selbst in demokrati chen Kreisen nicht unumstritten. Dies lässt ein Flugblatt 
Brentano erkennen, in welchem er dem badischen Volk den Grund für sein Verlassen der kon-
stituierenden Versammlung darlegte und sich beklagte, dass Struve ständig gegen ihn intrigiert 
habe. Am Schluss die er Flug, chrift warnte er vor einer Herrschaft unter Struve und beschul-
digte ihn der Machtgier: 

Freilich, das Volk wird sich 1'or dem Regi111e111e eine St1·111·e bedanken, es 11'ird aber dieses Regiment doch 
fühlen, und am Grabe der Freiheit, und a111 Grabe seiner Söhne irird es ::.u unterscheiden 11·isse11. wer sein 
Freund H'OI; und wer nur dem Eigennw-e und der Herrschaft Jröhnte. IO& 

Diese Flugblatt ist im Zusammenhang mit der Auseinandersetzung zwischen dem revolu-
tionären und dem gemäßigten Flügel de Landesaus chusses zu ehen. Die Beschuldigung 
Struve als eigennütziger und machtgieriger Person hat tarken Schlagwortcharakter und ist 
meine Erachtens ein rhetori ehe Mittel Brentanos, um eine Flucht in die Schweiz zu legiti-
mieren. 

4.5.3. Da Gefecht bei Kandern 

Am 20. April 1848 kam es auf der Passhöhe zwischen Kandern und Steinen zum Gefecht 
zwischen Freischärlern und Militär. Dabei kam General Gagern von mehreren Kugeln getrof-
fen ums Leben, wa dazu führte, dass dem Gefecht eine bedeutende Stellung innerhalb de 
Heckerzuges zugemes en wurde. 109 Über den Tod Generals von Gagern heIT chte Unklarheit. 
Das führte in der Pres e und in Flugschriften zu Spekulationen und Schuldzuwei ungen. 11 0 So 

103 Badische Landesmu eum Karl sruhe (wie Anm. 88), S. 249 ff. 
10-1 L DWIG H AUSSER: Denkwürdigkeiten zur Ge chichte der Badi chen Revolution . Heidelberg 1851. S. 1 J 9. 
105 StadtAF. Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 153. 
106 H E KEL (wie Anm. 2). S. 216. 
107 Vgl. dazu OTTO (wie Anm. 98). S. 349. 
!08 StadtAF. Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 332. 
109 Zum Heckerzug. siehe etwa W OLFGANG VON HtPPEL: Revolution im deutschen Südwesten. Da Großherzogtum 

Baden 1848/49. Stuttgart/Berlin/Köln 1998. S. 152 ff. 
11 0 StadtAF. Dvd 7680 RARA. Teil 1. Blatt 88. 
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wurde von einem be tochenen oder übereifrigen badi chen Soldaten da Gerücht verbreitet, 
dass General Gagern von Hecker während einer Unterredung meuchling ermordet worden ei. 
Die es Gerücht wurde von den Gegnern Heckers instrumentali iert und in Flugschriften und 
Liedern aufgenommen. 111 In einem von mehreren Bürgern, die dem Heckerzug ablehnend ge-
genüberstanden, herausgegebenen Flugblatt hieße bei piel wei e: 

Blut ist jetzt geflossen in Baden; das erste Opfer des frevelhaften Bü,gerkrieges ist der Führer der Bun-
destruppen, ist einer der tüchtigsten Feldherren, ist ein edler Mann geworden, auf den das Vaterland fiir 
den Fall des Krieges große Hoffnungen setzte. Und wie ist er gefallen? Nach den bis jet~,t einlaufenden 
Nachrichten läs t ich noch nicht entscheiden, wie nahe die auf Gagern nur -:,u glll ge::ielten Schüsse dem 
Meuchelmord stehen. Aber lässt man dies dahingestellt: welches deutsche Herz, das für die vaterländi-
sche Ehre schlägt, ist nicht empört schon darüber, daß es dahin kommen konnte! 111 

Den Freischärlern wurde also unterstellt, Gagern bewusst erschossen zu haben. Rhetorisch ge-
schickt wurde Gagern als großer Feldherr darge teilt, dessen Verlust für ganz Deut chland 
chmerzhaft sei. Mit der Taktik einer überschwänglichen und positiven Bewertung der Person 

Gagerns sollten die Freischärler demontiert und die Frevelhaftigkeit der Tat unter trichen wer-
den. Dagegen wehrte ich Hecker in einem Flugblatt, in welchem er eine Sicht der Dinge dar-
legte: I 13 

Zu den schlechten Mitteln monarchischer Reaktion, welche sich nicht entblödet, die aus Begeisterung für 
Volk und Volksfreiheit geschehene republikanische Schilderhebung auf das Nichtswürdigste zu verleum-
den, jener Reaktion, die nur den niederen Leidenschaften des Eigennut::es, der Furcht und Aufopferungs-
Unfähigkei1 schmeichelt - zu jenen schlechten Mitteln gehört vor allem die boshafte und schändliche Er-
dichtung, als sei General Gagern meuchlings gefallen. - Wiederholt erzähle ich den Hergang, wie er sich 
wirklich zugetragen hat, und appelliere an die Ehrenhaftigkeil der Augenzeugen, an die Ehrenhaftigkeit, 
welche ein Feind dem andern schuldig ist, damit sie die Wahrheit meiner Behauptung bestätigen ... Ich 
stand bei einem Fähnlein am Berge, als mir -ugerufen wurde, Gagem wünsche mich zu sprechen ... Ich 
stieg den Weg herab, begleitet von mehreren republikanischen Anführern, und traf mit Gagern auf der 
Mitte einer vor der Stadt Kandern befindlichen Brücke beisammen, wo er mich anredete. ,,Sie, d. h. die 
Republikaner müssen die Waffen niederlegen", was ich natürlich ablehnte ... Damit hatte das Parlamen-
tieren und der erste Akt der Handlung ein Ende. - Wir verließen nun unsere Position vor Kandern, sam-
melten unsere Korps auf der Straße und marschierten vorwärts bergauf . .. In einiger Entfernung mar-
schierten uns die Linientruppen, die Hessen voran nach ... Als die un, nachrückende Linie sah, daß wir 
Halt machten, hielt sie ebenfalls an ... Die Gegner standen so, daß das hessische Fußvolk voranstand, 
wie man denn wohlweislich stets vermieden hatte, uns badische Truppen gegenüberzustellen. Die Re-
publikaner empfingen nun diese mit einem Zuruf. schwenkten die Mützen oder Hiite, riefen: ,, Kein Bür-
gerblut vergießen, Ihr seid unsere Brüder, es lebe die Freiheit, tretet in unsere Reihen" ... Schon traten 
aus den vordersten Reihen der Hessen 8- 10 Soldaten vor, offenbar in der Absicht friedlicher Begegnung. 
Als dies bemerkt wurde, ritt Gagern vor, einer oder mehrere Unteroffiziere begaben sich ebenfalls vor. 
Die Soldaten traten in die Reihen zurück. nachdem er ihnen etwas :ugesagt hatte; Feuer wurde kom-
mandiert ... Erst nachdem nun Gager ' scher Seils gefeuerr worden.feuerten unsere Leute, es fiel Gagern, 
und fast gleichzeitig mit ihm fielen noch andere, verwundet oder todt, das konnte ich nicht unterscheiden. 
Es ist also eine wahre Schändlichkeit, behaupten zu wollen, Gagern sei beim Par/amentieren erschossen 
worden, und kein Ehrenmann, mag er auch mein politischer Feind sein, wird je glauben, daß Republika-
ner, daß ich fähig sei, einen Meuchelmord auch nur durch Zusehen :u gestatten. 114 

11 1 Vgl. das Guckkastenlied vom großen Hecker. Strophen 5 und 6, StadtAF Dvd 7680 RARA, Tei l l , Blatt 152. 
Vgl. Das Treffen bei Kandern. E handelte sich dabei um ein alte Spottlied auf apoleon, welche auf Hecker 
übertragen worden war, M EIER (wie Anm. 95), S. 237 f. 

112 Stadt.AF, Dvd 76 0 RARA, Teil 1, Blatt 99a. 
11 3 Vgl. dazu den Bericht des Freischärlers Theodor Mögling, der in vielen Punkten mit der Version Heckers über-

einstimmte, THEODOR MöGLING: Erlebnisse während der ersten Schilderhebung der deutschen Republikaner im 
April J 848, zitiert nach: Eduard Kai ser. Prakti eher Arzt in Lörrach „ei n Politikus mit durchdringendem Ver-
tand" und andere Autoren berichten über die Badische Revolution. Hg. von SIEGFRJED BüHLER. Blansingen und 

Kirchen 1997, S. l 2 1 f. 
114 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 115. 
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Die zitierten Textausschnitte zeigen, dass vor allem von regierungsfreundlicher Seite versucht 
wurde, den Tod General Gagerns zu ihren Gunsten nutzbar zu machen. Über die Motive zu 
diesem propagandistischen Schritt kann jedoch nur spekuliert werden. Meines Erachtens han-
delt es sich um einen Versuch, den Rückhalt Heckers und der übrigen Freischärler abzubauen, 
welcher besonders in Teilen der ländlichen Bevölkerung verankert war. 

4.5.4. Der Struveputsch 

Der bereits am Aprilaufstand maßgeblich beteiligte Gustav Struve überschritt am 21. Septem-
ber 1848 aus dem Schweizer Exil kommend die deutsch-schweizerische Grenze und begab 
sich mit einer kleinen Zahl von Gesinnungsgenossen nach Lörrach. Vor dem Fenster des dor-
tigen Rathauses verkündete er vor großem Publikum die Republik und befahl allen waffen-
fähigen Männern der umliegenden Orte unter Androhung von Sanktionen, sich in Lörrach zu 
sammeln. Mit seiner etwa 8.000 bis 10.000 Mann umfassenden Schar erreichte er am Abend 
des 23. September Mü11heim, von wo er tags darauf nach Staufen weiterzog. 1I5 Um die er-
wartete Heranführung von Regierungsrrulitär zu verzögern, zerstörten Anhänger der Revolu-
tion in den Nächten zwischen dem 22. und 24. September an mehreren Stellen die Eisen-
bahnlinie. Trotz diesen Bemühungen konnten sie die Soldaten nicht lange aufhalten. Die von 
Generalleutnant von Hoffmann geführten Truppen schlugen den Aufstand am 24. September 
l 848 im Gefecht bei Staufen nieder. Struve sowie mehrere seiner Mitstreiter wurden gefangen 
genommen und Ende März 1849 in einem Schwurgerichtsprozess verurteilt. I1 6 

Dieses Ereignis fand unmittelbar, aber auch später, sowohl in der Presse als auch in Flug-
schriften seinen Niederschlag. So beschäftige sich auf spöttische Art etwa Nadler in seinem 
Lied über Struve mit dem Ablauf des Struveputsches (Abb. 4). 11 7 Nadlers Kritik am Struve-
putsch äußert sich durch Spott und durch die Benennung einzelner Details, die Struve und 
seine Frau Amalie in einem ungünstigen Licht erscheinen lassen. So bezichtigte Nadler Struve 
der Geldgier und Amalie unterstellte er einen Hang zum Luxus. In seiner Darstellung saß sie 
in einer gestohlenen Kutsche und war mit einer Goldkette und einem Augenglas ausgestattet. 
Ernster hingegen behandelte ein anderes Flugblatt den Struveputsch. In einer Bekanntmachung 
der großherzoglichen Regierung des Oberrheinkreises wurde die Bevölkerung in knapper 
Weise über den Struveputsch informiert und alle Staats- und Gemeindebehörden aufgefordert, 
Widerstand zu leisten. 1I 8 Diese Flugschrift war in sachlichem Stil abgefasst und hatte in erster 
Linie informative Funktion. Dabei wurde jedoch die Tatsache betont, dass Struve und seine 
Genossen sich der Gemeindekassen bemächtigt hatten. Dies war ein Versuch, Struve nicht als 
Freiheitskämpfer, sondern als gewöhnlichen Dieb darzustellen. 

5. Überlegungen über ein mögliches Zielpublikum der Flugschriften 

Das Zielpublikum der Flugschriften bestand nicht nur aus gebildeten Schichten, sondern re-
krutierte sich aus allen Teilen der Bevölkerung. Dies ist allein schon daraus ersichtlich, dass 
die unterschiedlichsten Bevölkerungsgruppen gezielt angesprochen wurden. So richteten sich 
Flugschriften an Arbeiter, an Soldaten oder an das gesamte Volk. Daneben gab es aber auch 
Flugschriften, die sich von ihrem Inhalt her eher an das gebildete Bürgertum richteten. 

11 5 Siehe dazu auch HIPPEL (wie Anm. 109), S. 252 ff. 
11 6 Badisches Landesmuseum Karlsruhe (wie Anm. 88), S. 249 ff. 
117 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil L Blatt 153. 
118 Ebd. , Blatt 139. 
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Abb. 4 Carl Christi an Gollfricd adler: Ein schönes neues Lied von dem weltberühmten Struwwel-Put eh 
(StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Bl att 153) 
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5. J. Flugschriften für die breite Masse 
Gewi se Flugschriften der 48er-Revolution erreichten breite Be ölkerungs. chichten. Damit 
dies gelingen konnte, brauchte es verschiedene Voraussetzungen. Ich gehe im Folgenden auf 
diejenigen Faktoren ein, die meiner Meinung nach die Grundvoraussetzungen waren, da s 
Flug chriften auch in den unteren Be ölkerung chichten ein Le epublikum fanden. In der er-
ten Hälfte de 19. Jahrhunde11s war e zu einer Bildung revolution gekommen. Die Zahl der 

Analphabeten sank drastisch, die Le er chaft weitete sich von ari tokrati schen und bürger-
lichen Schichten auf kleinbürgerliche und begüterte ländliche Schichten aus. Tau chwitz nahm 
mit Blick auf die Zahlen anderer Länder Deutschland an, dass 1841 die Zahl der Analphabe-
ten in Baden bei unter 9 % gelegen haben müsse. 119 Di Mehrheit der Bevölkerung konnte 
demnach lesen . Flug chriften wurden oftmals auch vorgelesen. Das Vorle en fand im öffent-
lichen und im privaten Rahmen statt und war eine wichtige Form der Inhaltsverbreitung. Diese 
Di tributionsform erlaubte e , da s auch diejenigen Per onen vom Inhalt der Flug chriften pro-
fitieren konnten. deren Lesefähigkeit nicht oder schlecht ausgebildet war. Zudem ver chaffte 
das Vorle en jenen Leuten inhaltlichen Zugang, die Flug chriften angesicht ihrer Kaufprei e 
nicht individuell erwerben konnten. 120 Außerdem wurden bereits im Vormärz Bestrebungen 
unternommen, mit be timmten Schreibstrategien weniger gebildete Bevölkerung chichten zu 
erreichen. Die führte zu einer Differenzierung der Inhalte mit einer zu ätzlichen Ausrichtung 
auf die unteren Bevölkerung schichten, mit dem Ziel. Bauern und pauperisierte Handwerker 
zu erreichen und deren Politisierung zu beschleunigen. 121 

5.1.1. Liturgi ehe Formen 

Um untere Volksschichten zu eITeichen, wurden besonders gerne liturgi ehe Formen verwen-
det. Die Verwendung von Bibelsprache, biblischen Bildern und Bibelzitaten in Flugschriften 
bildete den Versuch, eine volksnahe Sprache zu benutzen, da ich die sprachliche Au bildung 
der Unter chichten auf der Gebrauch tradition der Bibel in der Schule und in der Kirche be-
gründete.122 

Eine beliebte Rezeptionsform bibli eher Sprache bildete das Aufgreifen von Vaterunser und 
Zehn Geboten .123 Im folgenden Beispiel handelte e ich um eine Umformulierung der Zehn 
Gebote als Aufruf an die Fürsten, ich nicht gegen das eigene Volk zu erheben und sich nicht 
von schlechten Mini tern beraten zu lassen: 

I. Ihr seid die Herren - ihr Fürsten. und sollt keine ji-emden Herren, keine schlechten Minister, Regie-
rungs- und Poli::,eiräthe, sondern lawer Männer des Volks neben euch haben. 

2. Ihr sollt uns unsern Namen nicht missbrauchen - uns nicht hinter~(?ehen, nicht. ll'ie die Fürsten bei 
Leip::,ig, sondern uns, euer Volk in allen Nöthen anrufen. 

3. Ihr sollt die Ve1fassung heilig halten - die Worte eures Volkes hören, und den Weg ::,u euch nicht \ler-
rammeln durch Ho.fschra1r::,e11 . 

4. Ihr sollt uns und unsere Väter und Miiner ehren und eure Pflichten als Landesl'äter gegen uns er• 
füllen, republikanisch gegen uns sein, damit ll'ir aus Dank monarchisch sein können, und es soll euch 
gut gehen, so lang ihr lebt auf Erden. 

5. Ihr sollt nicht töten - weder unsern Geist, noch uns durch Soldaten niederschießen lassen, wenn wir 
unser Recht, oder; wie die schlesischen Webe,; Brot fiir unsere Kinder begehren. 

119 Vgl. TAU CHWITZ (wie Anm. 22), S. 39; Rou- ENGl:.LSI G: Analphabetentum und Lektüre. Zur Sozialgeschichte 
des Le en in Deut chland zwi chen feudaler und industrieller Ge ellschaft. Stullgart 1973. S. 97. 

120 HE KEL (wie Anm. 2), S. 40. 
121 HA s-JOAC HIM RucKHÄBERLE: Flugschriflenliteratur im hi torischen Umkreis Georg Büchners. Kronberg im 

Taunus 1975, S. 142 ff. 
122 Ebd .. S. 144 ff. 
123 Vgl. StadlAF, Dvd 7680 RARA. Teil 1, Blätter 24 und 25 (oben). Siehe hierzu auch die Abb. 3 und 4 im er ten 

Teil de Beitrags in Schau-in. -Land 123. 2004. 
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6. fhr sollt nicht ehebrechen - wie Je11e, die sich mit Tänzerinnen u. s. w. abgaben, sondern ihr sollt 
musterhaft mit euren eigenen Weibern hausen, wie es jedem gute11 Bürger ziemt. 

7. lhr sollt nicht stehlen - nicht durch übertriebene Steuern und Verschwendung besonders an Pensio-
nen und Militärgehalte unser Geld an euch bringen, sondern unser Handel und Gewerbe befördern. 
uns -:,u Nahrung und Wohlstand verhelfen. 

8. Ihr sollt kein falsches Zeugnis geben - uns nicht durch Versprechungen hinhalten, unsere gerechte 
Forderung bald erfüllen, uns nicht länger durch Vorenthaltungen der Waffen in Ungeduld las en. 

9. fhr sollt euch nicht gelüsten lassen - nach russischen Allian-:,en; las t das Erbe eurer Väter, den deut-
schen Bund, im Stich. damit er in sich selbst zerfalle, und unser Vaterland glorreich hervorgehe. 

10. fhr sollt nicht begehren - eures Volkes Hab und Gut, durch Auspfändungen bei schon ohnehin 
armen Leuten, und es wäre besser, ihr besteuert mehr die Kapitali ten und Zin wucherer, und ließet 
den Armen Weib und Magd, Ochs, Esel und Alles was sein ist. 124 

Beim Vergleich mit den Zehn Geboten des Alten Te tamentes i t fe tzu tellen , da sich die 
Ver ion auf dem Flugblatt stark am Original orientiert. So blieben etwa die Original truktur 
und gewi se Schlüs elwörter erhalten. Eingebunden in die e Struktur waren Hinweise auf ak-
tuelle Ereignis e, wie der Aufstand der schle ischen Weber, das Verhältnis König Ludwigs I. 
von Bayern mit der Tänzerin Lola Montez oder die Gefahr einer russischen Intervention. 

5.1.2. Didaktische Formen 
eben den religiö en Rezeptionsformen waren auch didaktische Formen eine Möglichkeit, 

dem Leser auf einfache Art den Inhalt zu übermitteln. Im Flugblatt Ein deutsche Rechen-
exempel wurden bei piel weise ämtliche Au gaben für alle für tlichen Familienmitglieder, für 
die Verwaltung und die Armee aufgelistet, zusammengezählt und den lebensnotwendigen Be-
dürfni en de Volke gegenüberge tellt. 125 Die e Auflistung war vi ueJI sichtbar und nahm 
fast eine Spalte des zweispaltigen Flugblatte ein. Daneben gab es Flugschriften, die politi ehe 
Inhalte in Form eine ABC oder mittels eines Ge präche zu vermitteln suchten. 126 

5.1.3. Lyrische Formen und Karikaturen 
Auch lyrische Formen dienten dazu Le er au den unteren Bevölkerung chichten zu gewin-
nen. Dabei unterschied sich die Lyrik der 48er-Flugschriften nicht grundsätzlich von der des 
Vormärze . Sie behielt deren überwiegend pathetischen Tonfall und ihre propagandi ti ehe und 
agitatorische Ziel etzung. 127 Al Beispiel dient ein Gedicht über den mutigen und ehrenvollen 
Kampf des deut chen Volkes für seine Freiheit: 

So hast du denn die Schlacht geschlagen, 
zu der Dich 's lange schon gedrängt, 
Und hast mit männlich kühnem Wagen 
Die Kette, die Dich hielt, gesprengt! 
Hast die Freiheit Dir errungen 
Und stehst nun als Sieger da: 
Den Lorbeer um das Haupt geschlungen, 
Den Lorbeer der Victoria. 

Nun stehe fest und bleib ' im Siege, 
Gerüstet, und die Hand am Schwert; 
Weißt Duja doch nicht, was die Wiege 
Der neuen Zeit Dir noch beschwehrt. -

124 Ebd .. Blatt 23a. 
12s Ebd. , Blatt 22. 

Und immer höher sollst Du steigen 
Zur Warte, wo der Wächter steht: -
Und allen Völkern sollst Du zeigen 
Des Volkes hehre Majestät. 

Steh· männlich da; nicht Herr 'n und Knechte, 
Ein einig Volk von Brüdern sei! 
Steh' Je t für Deine heil 'gen Rechte 
Nicht sei allein, bleib· immer frei. 
Und allen Fürsten sollst Du 's sagen: 
Ein Volk, das kühn sein Blut vergießt, 
Der Freiheit Krone zu erjagen, 
Ein Volk von Gottes Gnaden ist. 

126 Vgl. W EJGEL (wie Anm. 74), S. 2 10 owie StadrAF, Dvd 7680 RARA, Tei l 1, Blatt 401. 
127 W EIGEL (wie Anm. 74), s. 202 ff. 
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Und hast Du fiir Dein Recht zu fechten, 
So rhu 's mit kühnem Mannesmuth; 
Die Schmeichelrede lass ' den Knechten; 
Du gabst dafür Dein Bürgerblut. -

Damit die Fürsten es erkennen, 
daß ll'iirdig Du und mündig bist: 
Und wie sich auch die Redner nennen 
Des Volkes, - Gottes Stimme is t. 128 

Im Gegensatz zur Lyrik des Vormärzes bezog sich, gemäß Sigrid Weigel, ein großer Teil der 
Flugschriftengedichte ironi eh oder parodi tisch auf Einzelereigni e oder auf politi eh wich-
tige Per onen, wobei die themati chen Bezüge ehr konkret und aktuell gehalten waren. Bei-
piele dafür lassen ich viele finden , owohl in der Literatur 129 al auch in dem hier unter-

suchten Quellenkorpus 130. Die Gedichte in den Flugschriften waren oftmals, wie etwa im 
Guckkastenlied vom großen Hecker mit Karikaturen ver ehen, die Bezug auf den Inhalt der 
Strophen nahmen, ie kommentierten und den chlechten Leser durch die Geschichte führten. 
Dass Flugblätter mit Gedichten o populär waren, lag vor allem auch daran , da s ie ich 
be onders gut vortragen ließen. Unterstützt wurde ihre Popularität zudem dadurch, dass die 
Verfas er dieser Gedichte auf Melodien bekannter Lieder zurückgriffen. So mu ste etwa der 
Pfiffikus von Preußen 131 nach der Melodie O du Deutschland ich muss marschieren gesungen 
werden. 

5.1.4. Ironie als chreib trategische Maßnahme 

Eine schreibstrategische Maßnahme zu Gewinnung unterer Lese chichten war die bewu ste 
Verwendung von ironischer Sprache. Diese zeichnete sich dadurch aus, dass sie in ironi eher 
Weise auf den Bildung - und Bewusst ein stand des gemeinen Volke zurückgriff um politi-
che Inhalte zu vermitteln. Ein schöne Bei piel für die Verwendung von Ironie stellt das Flug-

blatt Die Pfälzer Bauern an den provisorischen Landes-Ausschuss der Volksvereine dar. Darin 
wurde die Aufforderung des Landesaus chusse der Volk vereine zur Gründung von Volks-
vereinen kriti sch hinterfragt: 

In Eurem Schreiben v. 8. Januar sagt Ih r, ,. in Frankreich sei die Februarrevolution durch die im ganzen 
Land bestandenen politischen Clubbs vorbereitet worden; gewiss auch in Deutschland und zunächst in 
unserem engeren Baden wäre in der ersten Zeit der Bewegung des vergangenen Jahrs ein gan-:, anderes 
Ziel erreicht worden, wenn dieselbe Organisation bestanden hätte." Was meint Ihr mit dem gan-::, andern 
Ziel ? Seht. mit uns müsst Ihr deutlich reden, sonst ver tehen wir Euch nicht ... Wir, auf dem lande, sind 
gewohnt, daß Jeder sagt, wie es ihm um 's Herz ist und wenn einer sagt, er sei ein wahrer Volksfreund, so 
glauben wir ihm und denken, er meint es gut mit uns. Drum ist es nicht recht, wenn man unsere Treu-
her-::,igkeit missbraucht und unsere Gutmüthigkeit hintergeht. 

In Eurem Schreiben v. 3. Februar sagt Ihr: ,, Schande über den Bürger, der nicht freudig ein Opfer zu 
bringen vermag, wenn es gilt, die Freiheit und Ehre seines Vaterlandes -u erringen" Darin ind wir ganz. 
mit Euch einverstanden, und wir werden gewiss nicht die Letzten sein, wenn es gilr. Aber nehmt uns das 
nicht übel, daß wir soviel fragen, wir wissen eben nicht Alles so gut, als Ihr Städter: Wer bedroht denn 
die Freiheit und Ehre unseres Vaterlandes? Das sagt Ihr uns nicht. Dagegen heißt es in Eurem Schreiben 
v. 8. Januar: ,, Es ist durchaus nöthig, daß einzelne Männer in unserer Sache das Land bereisen, und auf 
au wärtigen Congres en vertreten und engere Verbindungen anknüpfen. Solchen Männern können wir 
nicht zumuthen, daß sie auf eigene Kosten Zeit und Mühe opfern. Jede,; der eine Mission, auch die un-
bedeutendste, zu erfüllen hat, soll eine verhältnismäßige Vergiitung aus der allgemeinen Casse erhalten." 
Wie reimt sich aber das -usammen, daß ihr Schande ruft über den Bürger, der nicht Opfer bringt für die 
Ehre und Freiheit des Vaterlandes und doch sagt, Ihr könn t jenen Männern. die das Land bereisen und 
Euch auf auswärtigen Congressen vertreten, nicht zumuthen. Zeit und Mühe zu opfern ? Nichts für ungut, 
aber wir meinen, Ihr solltet nicht alleine von uns Opfer fordern, sondern auch von Euren guten Freun-

128 StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 32. 
129 So etwa in OTio (wie Anm. 98). 
130 Der Pfiffikus von Preußen, StadtAF, Dvd 7680 RARA, Teil 1, Blatt 205. Das Guckkastenlied vom großen 

Hecker, ebd., Blatt 152. Ein schönes neues Lied von dem weltberühmten Struwwel-Putsch, ebd., Blatt 153. 
13 1 Ebd. , Blatt 205 . 
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den, die ihr ml Reisen schickt, und die Fiel/eicht recht flo!I leben, und was aufgehen lassen, 1veil sie den-
ken, es geht aus der allgemeinen Casse. 

Und nun Golf befohlen! S'ist nicht bös gemeint, daß wir soviel fragen. Lasst 's Euch nicht 1·erdrießen, 
uns bald :11 antll'orten, aher nur recht de111/ich, dass unser Eins es auch \'erstehen kann; und nicht : wei-
deutig, daß der eine es so, der Andere anders 1•ersteht, sondern einfach kurz., klar und bündig. 132 

Das Flugblatt war von Gegnern der Volksvereine unter dem Deckmantel eines Pseudonyms 
verfas t worden. Dabei sollte da P eudonym Pfäl-::,er Bauern Volk tümlichkeit assoziieren und 
einen Gegensatz zur Bildung elite der Stadt kon truieren: Einer au dem Volk prach zum Volk 
und brachte die Volksvereine mit auf den ersten Blick naiv wirkenden Fragen in Argumentati-
onszwang. Die ironi sche Komponente des Flugblatte lag darin, da es eine Diskrepanz zwi-
chen der gespiel ten Naivität und den durch die Frage tellung hervorgerufenen Schlussfolge-

rungen gibt. Damit wurde die Wirkung der Kritik an den Volksvereinen ver tärkt. 

5.2. Flug chriften für da gebildete Bürgertum 

Während der 48er-Revolution wurden auch Flugschriften in Umlauf gebracht, die sich spezi-
fi eh an das gebildete Bürgertum richteten. Die e Flugschriften setzten einen gewissen Bil-
dung tand vorau , ihre Sprache war zum Teil argumentativ und deduktiv und inhaltlich be-
schäftigten sie ich oftmals mit Staatsfragen. rn Ein schönes Bei piel für solch eine Flugschri.ft, 
die für die eher gebildeten Schichten bestimmt war, ist der Wiederabdruck einer Rede, die Bas-
ermann am 16. Februar gehalten hatte. Die Rede, in welcher Ba ermann das allgemeine 

Wahlrecht ablehnte, erzte sich differenziert und au führlich mit Verfas ungsfragen auseinan-
der und bewegte sich in einer juristischen Sphäre. Dadurch setzte ie eine gewis e Bildung -
grundlage voraus, die von einem breiteren Publikum nicht erfüllt werden konnte. Ein weitere 
Indiz war ihre Länge. Die Flugschrift war mehrere Seiten lang und forderte gute Lesekennt-
nisse. Auch inhaltlich war sie eher für das Bürgertum be timmt, setzte ie sich doch für die 
bürgerliche Besitzstandswahrung ein, wie der folgende Textausschnitt zeigt: 

Und was lemen jene socialen Theorien , mit welchen Doctrinen wenden sie sich an Die, welche sie Ar-
beiter nennen ? Sie lehren: kein Eige111hum/ Sie verwe,fen das Erbrecht, ja die Familie selbst heben sie 
auf ... Wer sich daher ein Besit: tum durch Fleiß ermngen und seinen Kindern erhalten wissen will, der 
hat ein Interesse daran, daß die Zukunft seines Vaterlandes durch weise Geset:e gesichert sei. rn 

Auch die Flugschrift Über die Erblichkeit der Gewalt richtete ich eher an ein gebildete Pub-
likum. 135 Wie die Rede Bassermanns beschäftigte sich diese Flugschrift mit staats- und ver-
fassung politischen Fragen, die dem juristi schen Diskur zuzuordnen waren. Auch hier be-
gründete der Verfa ser mit au führLichen Vergleichen einen Standpunkt und be chränkte ich 
nicht auf Schlagwörter. Damit war für diese Flugschrift der Krei von potentiellen Lesern auf 
ein eher gebildetes Zielpublikum eingegrenzt. 

132 Ebd„ Bl ätter 168 f. 
133 Die e Schlus. folgerung erfolgte einerseits aufgrund de mir vorliegenden Quellenmaterial , andererse it s auf-

grund von Untersuchungen, die Ruckhäberle für die Zeit des Vormärzcs gemacht hatte. Vgl. RUCKHÄBERLE (wie 
Anm. 12 1 ). S. 137 ff. 

u-1 StadtAF. Dvd 76 0 RARA. Tei l 1. Blatt 180. 
1Js Ebd .. Bläller 154 f. 
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